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Willy Kraus

Wirtschaftsreformen in der Volksrepublik China
„Nur durch die volle Entwicklung der Warenwirtschaft wird die Wirtschaft
wirklich belebt, werden die verschiedenen Betriebe veranlaßt, ihre Effi-
zienz zu erhöhen...
Der Preis ist das wirksamste Regulativ. Vernünftige Preise sind eine wich-
tige Bedingung für eine belebte, doch geordnete Volkswirtschaft, und der
Ausgang der Reform desganzen Wirtschaftssystems hängt von derReform
des Preissystems ab.“
(Aus dem Beschluß des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei
Chinas über die Reform des Wirtschaftssystems vom 20. Oktober 1984)

I. Ringen um ein Reformkonzept in der Nach-Mao-Ära

Nach dem Tode Mao Zedongs sah sich die
neue chinesische Führung vor die Aufgabe
gestellt, die politischen und wirtschaftlichen
Verhältnisse baldmöglichst zu konsolidieren,
um auf einer tragfähigen Grundlage das Ver-
mächtnis Zhou Enlais einzulösen, — also die
umfassende Modernisierung von Landwirt-
schaft, Industrie, nationaler Verteidigung so-
wie von Wissenschaft und Technik in Gang
zu setzen und mit Nachdruck voranzutreiben.
Parteidisziplin und Einheit schienen nun
wichtiger zu sein als permanenter Klassen-
kampf und ziellose, unentwegte Revolutionie-
rung. Nachdem die Glorifizierung der „Gro-
ßen Unordnung" seit Mitte der sechziger
Jahre wenig eingebracht hatte, galt nunmehr
die „Große Ordnung" als Maxime entwick-
lungspolitischen Handelns. Damit war grund-
sätzlich eine Abkehr von der kulturrevolutio-
nären „Demokratie der Massen" verbunden.
Offiziell wurde erklärt, China werde dem An-
archismus keinen Raum mehr bieten, Rebel-
lion sei nicht mehr erlaubt ). Man kehrte zum
Prinzip der straffen Planung zurück.
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Zwar wurde betont, daß neben der Initiative
der Zentrale auch die der lokalen Ebenen ins
Spiel gebracht werden müsse, gleichwohl
aber kritisierte man die „Viererbande", u. a.
auch deshalb, weil sie den Unternehmen die
Freiheit der Produktion, des Austausches und

der Investitionen gewährt habe, wodurch die
Planwirtschaft zerstört worden sei ) .2

Zahlreiche nationale und lokale Wirtschafts-
konferenzen sollten insbesondere dazu die-
nen, eine stärkere Bindung der einzelnen
Ebenen an die Zentrale vorzubereiten und die
Planabstimmung zu erleichtern. Im Oktober
1977 kündigte der Vorsitzende der Staatli-
chen Planungskommission, Yü Chiu-Li, an,
daß die Pläne in Zukunft umfassender sein
würden und die Verpflichtung bestehe, sie
strikt einzuhalten3).
Diese Straffung des zentralen Lenkungssy-
stems war indessen nicht dazu angetan, Chi-
nas Wirtschaft die Bürde eines viel zu gerin-
gen wie unstetigen landwirtschaftlichen
Wachstums, einer umfangreichen Unterbe-
schäftigung, eines veralteten Produktionsap-
parates, einer technologischen Rückständig-
keit und eines völlig unzureichenden Reser-
voirs an Fachleuten endlich abzunehmen. Das
ganze System erwies sich zunehmend als
ineffizient und institutionell erstarrt sowie
durch zahlreiche Ungleichgewichte und Eng-
pässe in seiner Wirkungsweise schwer behin-
dert. Es war demnach außerstande, in abseh-
barer Zeit eine ins Gewicht fallende Verbes-
serung des Lebensstandards der Bevölkerung
herbeizuführen ) .4



Unter diesen Umständen hat sich die chinesi-
sche Führung — offenbar nach heftigen De-
batten und wohl auch manchen Auseinander-
setzungen — die Auffassung zu eigen ge-
macht, daß ihr Modernisierungsprogramm
mit dem bisher praktizierten Lenkungssystem
nicht zu verwirklichen sei und daß es daher
eines radikalen Umbaues an Kopf und Glie-
dern bedürfe. Die grundlegende ordnungspo-
litische Umorientierung wurde dann auf dem
3. Plenum des XL Zentralkomitees im Dezem-
ber 1978 vorgenommen. Hier beschloß man
ein „Konsolidierungsprogramm", das die Leit-
linien der zukünftigen Politik durch die
knappe Formel „Regulierung, Reform, Konso-
lidierung und Niveauanhebung" zum Aus-
druck brachte.
Demzufolge sollten nicht nur die strukturel-
len Schwächen und Ungleichgewichte besei-
tigt, sondern darüber hinaus auch die Reform
des ganzen Systems ins Auge gefaßt werden.
Eine solche Reform war durch wagemutige
Parteiführer in einzelnen Provinzen, z. B. in
Sichuan durch den damaligen ersten Provinz-
Parteisekretär und derzeitigen Ministerpräsi-
denten Zhao Ziyang, bereits im „Modellver-
such" faktisch eingeleitet worden.
Das auf einer Arbeitstagung des Zentralkomi-
tees im April 1979 beschlossene Reformpro-
gramm zur Umgestaltung der Wirtschaft sah
ordnungspolitisch mit Vorrang eine Verbrei-
terung der Entscheidungsbefugnisse und der
Selbstverantwortung auf den unteren Ebenen
vor. Betriebe sollten nicht mehr dazu verur-
teilt sein, nur vorgegebene Produktionspläne
zu erfüllen, unabhängig davon, ob diese mit
Sachverstand aufgestellt waren und den örtli-
chen Gegebenheiten Rechnung trugen. Mit
dem „Essen aus einem Napf”, bei dem sich nie-
mand um Kosten, Gewinne und Verluste so-
wie um Qualität und Qualitätsverbesserun-
gen kümmerte, sollte in den Betrieben Schluß
gemacht werden. Marktkräfte und materielle
Anreizsysteme sollten zur Geltung kommen
und an die Stelle bürokratischen Ermessens
ökonomische Gesetze treten. Der Staat hatte
sich indessen verstärkt der indirekten Len-
kung mittels Preis-, Kredit- und Steuerpolitik
zuzuwenden.
Am 11. September 1980 konkretisierte Mini-
sterpräsident Zhao Ziyang durch eine pro-
grammatische Erklärung wesentliche Zielset-
zungen des Reformprogramms: „Wir sollten
energisch die Entscheidungskompetenz der
Betriebe stärken ... und das Wirtschaftssy-
stem Schritt für Schritt umstrukturieren, in-
dem wir die Lenkung der Wirtschaft durch

Planung mit der Lenkung durch den Markt
kombinieren." „Der Staat", so hieß es an ande-
rer Stelle, „will sich nicht länger direkt einmi-
schen."5)
In China sollte der Übergang zu einer starke
Marktelemente nutzenden sozialistischen
Wirtschaft vollzogen werden. Zum sozialisti-
schen Plan sollte der sozialistische Markt tre-
ten. Um die Jahreswende 1980/81 geriet dann
die Reformpolitik ins Stocken. In ihrem Leit-
artikel zum Neujahr 1981 verwies die Pekin-
ger Volkszeitung (Renmin Ribao) auf die über-
mäßige Ausgabe von Zahlungsmitteln, auf das
gewaltige Haushaltsdefizit und den anhalten-
den Preisanstieg. Offenbar fehlten zu dieser
Zeit angemessene institutioneile Sicherungen
gegen Preistreiberei und ungezügelte Investi-
tionsausweitung. Während der Staat bereits
bemüht war, das Investitionsvolumen in
Grenzen zu halten oder gar zu verringern,
investierten lokale Behörden und Reformbe-
triebe munter mit eigenen Mitteln oder Bank-
krediten — und dies anhand von Preisen und
Profiten, die bei noch ausstehenden Preisan-
passungen zu Fehlentwicklungen führen
mußten. Zahlreiche Preise bewegten sich nun
frei, aber ohne Wettbewerb. Betriebsleiter
sollten aus freier Entscheidung heraus dispo-
nieren, ohne aber über grundlegende Mana-
gementkenntnisse zu verfügen. Insbesondere
hatte sich die industrielle Reformpolitik bald
festgefahren. Sie wurde gedrosselt oder gar
zurückgestellt. Aber nach Wiederherstellung
stabilerer monetärer Verhältnisse wurde sie
mit Mut und Entschlossenheit wieder aufge-
griffen und vorangetrieben.
Am 20. Oktober 1984 wurde auf dem 3. Ple-
num des XII. Zentralkomitees der Kommuni-
stischen Partei Chinas einstimmig der Be-
schluß über die „Reform des Wirtschaftssy-
stems" gefaßt. Er bezieht sich zur Hauptsache
auf die globalen Aspekte der Wirtschaftspoli-
tik sowie auf die Industriewirtschaft Für
diese Bereiche sind damit nach einer Phase
vielgestaltigen Experimentierens die ord-
nungspolitischen Weichen für die weitere, ab-
sehbare Wirtschafts- und Sozialentwicklung
gestellt worden. In der Landwirtschaft waren
bereits ab Dezember 1978 im Anschluß an das
3. Plenum des XL Zentralkomitees tiefgrei-
fende Reformen eingeleitet und in den nach-
folgenden Jahren auch in weitem Umfange
verwirklicht worden.
Versucht man, das umfangreiche Beschlußdo-
kument vom 20. Oktober 1984 auf einen



kurzen Nenner zu bringen, so verdienen ins-
besondere folgende Zielvorstellungen auf-
merksame Beachtung:
1. Es wird prinzipiell eine klare, eindeutige
Funktionsteilung zwischen staatlicher Ver-
waltung und betrieblicher Leitung ange-
strebt.
2. Im Rahmen des sogenannten Verantwor-
tungssystems der Industrie wird dem Be-
triebsleiter eine starke Stellung eingeräumt.
Die Betriebe sollen nicht mehr wie Marionet-
ten an den Steuerungsfäden der zentralen
Planung zappeln, sondern mit eigenen Ent-
scheidungsbefugnissen ausgestattet werden.
3. Investitionen sollen durch Kredite finan-
ziert werden. Mit der tilgungsfreien Finanzie-
rung des Anlagevermögens und großer Teile
des Umlaufvermögens aus dem Staatshaus-
halt zum Nulltarif — also zinslos — wird
Schluß gemacht.
4. Im Planungssystem der chinesischen Wirt-
schaft nimmt neben der direkten Befehlspla-
nung die indikative Planung einen wichtigen
Platz ein. Der Umfang der Befehls- bzw. der
Direktplanung soll schrittweise angemessen
verringert, die Indikativplanung entspre-

chend erweitert werden. Das Schwergewicht
der Planungsarbeit wird auf die mittel- und
langfristige Projektierung verlagert. Jahres-
pläne werden vereinfacht. Möglichst viel soll
dem Marktmechanismus überlassen werden.

5. Privatbetriebe werden ausdrücklich neben
Staats- und Kollektivbetrieben zugelassen
und anerkannt

6. Die gesamte Preisstruktur soll unter Be-
rücksichtigung der Angebots- und Nachfrage-
verhältnisse entzerrt und bereinigt werden.
7. Wissenschaft und Technologie werden
eine entscheidende Rolle bei der Modernisie-
rung der chinesischen Wirtschaft spielen.

Durch den Beschluß vom 20. Oktober 1984
sind die chinesischen Reformbestrebungen in
ein entscheidendes Stadium getreten. Einzel-
maßnahmen zur Umsetzung haben sich inzwi-
schen zu einem sehr komplexen Reformpro-
zeß mit einer Fülle von Folgewirkungen ver-
dichtet die weit über den wirtschaftlichen Be-
reich hinausgehen. Chinas Reformprogramm
ist zu einem Ereignis von historischer Dimen-
sion geworden. Greifbare Erfolge haben denn
auch nicht lange auf sich warten lassen.

1. Reformen in der Landwirtschaft

Im Anschluß an das bereits erwähnte 3. Ple-
num des XL Zentralkomitees sind gewaltige
Veränderungen in der chinesischen Landwirt-
schaft in Gang gebracht und in den nachfol-
genden Jahren beharrlich durchgesetzt wor-
den. Sie schufen im Rahmen des sogenannten
Systems der „Eigenverantwortlichkeit" die
Voraussetzungen für das Wiederaufleben von
selbständigen Bauernwirtschaften 6).
Die Kollektivwirtschaft wurde eingeschränkt,
während dem einzelnen Haushalt, also der
bäuerlichen Einzelwirtschaft als „Wirtschafts-
einheit", erhebliche Entscheidungsbefugnisse
eingeräumt werden, verbunden mit wirksa-
men Leistungsanreizen, die das Eigeninte-
resse der Bauern an einer Erhöhung von Pro-
duktion und Produktivität zu wecken vermö-
gen. Das Kommunensystem ist praktisch
durch ein Kontraktsystem, d. h. ein Pachtsy-
stem, abgelöst worden. Die alten Dörfer leben
wieder auf. Grund und Boden bleiben zwar
weiterhin Staats- oder Kollektiveigentum,
aber einzelnen Familien oder größeren Ein-

II. Reformmaßnahmen

heiten, bestehend aus zehn bis zwölf Famili-
en, wird Land für einen Zeitraum von minde-
stens 15 Jahren zur „eigenverantwortlichen"
Bewirtschaftung zur Verfügung gestellt6). Als
Entgelt für die Landnutzung unterliegt ein
Teil des Ernteertrages der Ablieferungspflicht
zu staatlich festgelegten Festpreisen.
Am 1. Januar 1979 wurde die Landwirtschafts-
steuer um zwei Punkte auf durchschnittlich 3
bis 5 Prozent ermäßigt, für rückständige bzw.
benachteiligte Gebiete wurde sie ganz erlas-
sen. Im gleichen Jahr wurden die staatlichen
Ankaufspreise für landwirtschaftliche Pro-
dukte wesentlich erhöht Auch veränderte
man entsprechend dem agrarpolitischen Re-
formprogramm die Preisrelationen so, daß Sie
in etwa den neuen Bedarfsvorstellungen ent-
sprachen. Waren bisher zur Förderung des



Getreideanbaues die Getreidepreise gegen-
über anderen Agrarerzeugnissen relativ hoch
angesetzt worden, so wurde diese preispoliti-
sche Bevorzugung 1979 aufgegeben. Während
der staatliche Ankaufspreis für Getreide le-
diglich um 20 Prozent erhöht worden ist —
über den Plan hinaus an den Staat verkauftes
Getreide erhält nochmals einen Preisauf-
schlag von 50 Prozent —, sind die Ankaufs-
preise für weitere 18 landwirtschaftliche Er-
zeugnisse und Nebenprodukte, u. a. für
Schweinefleisch, Eier, Ölsaaten und Baum-
wolle, im Durchschnitt um mindestens 24 Pro-
zent angehoben worden.
Der Ablieferungspflicht unterliegt etwa ein
Drittel der gesamten Ernte. Ein Teil der dar-
über hinaus anfallenden Produktion wird zu
jeweils ausgehandelten Preisen an den Staat
verkauft. Der verbleibende Rest kann auf
freien Agrarmärkten nach marktwirtschaftli-
chen Prinzipien, also zu Knappheitspreisen,
vermarktet werden8). Darüber hinaus wurden
die Privatparzellen von bisher 5 bis 7 Prozent
der vorhandenen Ackerfläche erheblich aus-
geweitet. Sie konnten nunmehr bis zu 15 Pro-
zent der landwirtschaftlichen Anbaufläche
betragen, über ihre Erträge können die Bau-
ern frei verfügen. Offenbar ist der chinesi-
schen Regierung sehr daran gelegen, die be-
reits eingeschränkte Ablieferungspflicht auch
noch weiter zu Gunsten einer freien Ver-
marktung abzubauen. Dem Ende März 1985 in
Peking veröffentlichten Dokument über die
„weitere Belebung der ländlichen Wirtschaft“
ist zu entnehmen, daß sich die Agrarpolitik
nunmehr darauf konzentriert, den staatlichen
Ankauf von Agrarprodukten noch stärker zu
reduzieren. Staatliche Ankaufsquoten werden
abgeschafft. Lediglich einige spezielle Pro-
dukte sind ausgenommen. Die Ablieferungs-
pflicht bei Getreide und Baumwolle wird in
einen vertraglichen Ankauf umgewandelt ) .9

11) Ders., „Verantwortlichkeitssystem" für Chinas
Bauern, in: NZZ vom 8. November 1984.
12) E. Hagemann, Zum Stand der Wirtschaftsrefor-
men in China: Erfolge auf dem Lande — Neube-
ginn in den Städten, Deutsches Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW), Vierteljahresheft, 1 (1985),
S. 70.
1) Dong Shaohua, Die Reform des chinesischen
Wirtschaftssystems, in: China im Aufbau, (1985) 4,
S. 18.

Bäuerliche Haushalte können nunmehr auch
Eigentumsrechte an Produktionsmitteln wie
landwirtschaftlichen Geräten, kleineren Ma-
schinen, Transportmitteln und Zugtieren er-
werben. Größere Maschinen, Pumpen usw.
bleiben dagegen Eigentum umfassenderer,
kollektiver Einheiten wie Brigaden und Ge-
nossenschaften.
In Abhängigkeit von den jeweils örtlichen
Gegebenheiten kann das System der „Eigen-
verantwortlichkeit“ weitgehend variiert wer-
den. Auch sind inzwischen sogenannte spezi-

8) Ebenda, S. 213
’) PRu. Nr. 14 vom 9. April 1985, S. 8.

alisierte Haushalte mit überdurchschnittlich
hoher Vermarktungsquote entstanden, die
„ihre Produktion auf wenige, für Ablieferung
und freie Vermarktung bestimmte Erzeugnis-
se, insbesondere der Tierhaltung, konzentrie-
ren"10). Sie sollen als Innovatoren mit über-
durchschnittlich hohem Einkommen Impuls-
wirkungen auf die übrigen Bauernhaushalte
auslösen.
Das Grundprinzip der Reform —- Vertragsab-
schlüsse über Nutzungsrechte und Bewirt-
schaftung sowie Fixierung von Leistung und
Gegenleistung — wird indessen auch bei fle-
xibler Anpassung an die sehr unterschiedli-
chen regionalen Verhältnisse nicht angeta-
stet. Seit 1984 können „Verantwortlichkeits-
verträge" sogar gegen Entgelt an Dritte über-
tragen werden ). Auch hat die11 Regierung auf
Vorschlag des Zentralkomitees Anfang 1979
die Klassifikationen „ehemaliger Grundherr,
Großbauer, Konterrevolutionär und schlech-
tes Element“ aufgehoben und damit einen
wichtigen Beitrag zur Befriedung des Dorfes
geleistet12).
Alle diese aufeinander abgestimmten Reform-
maßnahmen haben insgesamt bewirkt, daß
erstmals in der chinesischen Landwirtschaft
das vorhandene Leistungspotential freige-
setzt und entfaltet werden konnte, verbunden
mit ganz erheblichen Ertragssteigerungen,
der Ausweitung der freien Märkte, der Redu-
zierung der Spannen zwischen staatlichen
und freien Lebensmittelpreisen sowie mit be-
achtlichen Erhöhungen der bäuerlichen Fami-
lieneinkommen usw.
Die Höhe des Einkommens des einzelnen
oder der Bauernfamilie hängt grundsätzlich
vom Produktionserfolg ab, ist also leistungs-
bezogen. Nach offizieller Lesart zielt die Re-
form in den Dörfern darauf ab, „die Blindheit
bei der Produktion und die Gleichmacherei
bei der Verteilung" zu beseitigen ). Auf dem
Lande werden nicht mehr durch Schwingen
roter Fahnen und Absingen revolutionärer
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Lieder „Produktionsschlachten“ geschlagen.
Nunmehr gelten Fleiß, Intelligenz und Lei-
stung als die maßgeblichen Grundlagen der
landwirtschaftlichen Produktionsentwick-
lung.
So blühen und gedeihen die freien Agrar-
märkte. Bei den Bauern breitet sich „Wohl-
stand" aus, zumindest bei denjenigen, die in
stadtnahen Gebieten anbauen. Hier über-
schreitet das bäuerliche Familieneinkommen
vielfach das der bisher verhätschelten Indu-
striearbeiter.
Ferner hat das System der „Eigenverantwort-
lichkeit" in den ländlichen Gebieten einen un-
vorstellbaren Bauboom ausgelöst Massenhaft
werden Bauernhäuser, meist zweistöckige
Ziegelhäuser, gebaut Nach amtlichen Anga-
ben wurde auf dem Lande von 1982 bis ein-
schließlich 1984 neuer Wohnraum im Um-
fange von insgesamt 1,9 Mrd. m2 errichtet
Während die landwirtschaftliche Bruttopro-
duktion zwischen 1952 und 1979 jahresdurch-
schnittlich um 3,2 Prozent gewachsen ist
konnten mit Einführung des neuen Agrarsy-
stems in der Landwirtschaft überdurch-
schnittliche Wachstumsraten erzielt werden,
die für die Periode 1979 bis 1983 auf jahres-
durchschnittlich ca. 7,5 Prozent veranschlagt
werden. Der Bruttoproduktionswert der land-
wirtschaftlichen Produktion ist 1981 um
5,7 Prozent, 1982 um 11,6 Prozent, 1983 um
9,5 Prozent und 1984 um ,5 Prozent gestie14 -
gen. China ist inzwischen zum Netto-Expor-
teur wichtiger Agrarerzeugnisse wie Mais,
Baumwolle, Reis und Olsaaten geworden 14).
Gegenüber einem verfügbaren bäuerlichen
Pro-Kopf-Einkommen von 134 Yuan im Jahre
1978 wird das Pro-Kopf-Einkommen 1982 auf
270 Yuan, 1983 auf rd. 310 Yuan und 1984 auf
355,3 Yuan veranschlagt Der durchschnittli-
che jährliche Bargeldlohn der Arbeiter und
Angestellten betrug dagegen 1984 961 Yuan.
Während das Pro-Kopf-Einkommen der Indu-
striearbeiter zwischen 1978 und 1983 jahres-
durchschnittlich um 10,7 Prozent angestiegen
ist, erreicht die vergleichbare Steigerungsrate
in der Landwirtschaft allerdings annähernd
18,5 Prozent.

2- Reformen in der Industriewirtschaft

Im Rahmen der 1979 angelaufenen Reform-
versuche wurde der Entscheidungsspielraum
ausgesuchter „Reformbetriebe" dahin gehend
erweitert, daß sie über die Erfüllung des Plan-

14

Solls hinaus zusätzliche Produktionsmengen
produzieren konnten und das Recht erhielten,
die sogenannten überplanmengen selbst zu
verwerten. Die Preise für diesen Teil der Pro-
duktion konnten frei ausgehandelt werden.
Ferner wurde ihnen zugestanden, einen Teil
ihrer Kapazität für die Produktion solcher
Produkte zu verwenden, die sie selbst anhand
eigener Markteinschätzung auszuwählen hat-
ten. Bisher hatte der Staat sämtliche Produkte
der Betriebe abgenommen. Darüber hinaus
waren Roh- und Hilfsstoffe, gegebenenfalls
auch Halbfabrikate — also Inputs — jeweils
zugeteilt worden. Die „Reformbetriebe" wur-
den nunmehr in die Lage versetzt, die benö-
tigten Zulieferungen zumindest in einem be-
stimmten Umfang bei anderen Unternehmen
selbst zu beschaffen — natürlich dort, wo die
günstigsten Bezugsbedingungen geboten
wurden. Auch wurde einzelnen der ausge-
wählten Betriebe zugestanden, selbständig
mit ausländischen Unternehmen Wirtschafts-
verhandlungen zu führen und Verträge ab-
zuschließen. Das Außenhandelsministerum
wolle sich in Zukunft darauf beschränken, nur
indirekt durch Rahmenordnungen und Rah-
mengesetze regulierend einzugreifen.
Das bisherige System der vollständigen Ge-
winnabführung an den Staat wurde durch das
Konzept der Gewinnbesteuerung ersetzt Den
Betrieben sollte als Anreiz für ökonomisches
Handeln ein angemessener Teil des Nettoer-
trages belassen werde, der für Investitionen,
für den Ausbau der Sozialeinrichtungen und
für Prämienzahlungen zu verwenden war.
Zahlreiche neue Formen einer Gewinn-Be-
steuerung, zumeist abgestellt auf die individu-
ellen Belange der einzelnen Betriebe, wurden
probeweise eingeführt ). Offenbar bildete15



sich dabei der Modus heraus, den verfügbaren
Gewinnanteil etwa zu 40 bis 50 Prozent für
Investitionen (Produktionsentwicklungsfonds)
zu verwenden und die verbleibende Summe
jeweils zur Hälfte für betriebliche Soziallei-
stungen (Kollektiver Wohlfahrtsfonds) und
für Bonuszahlungen (Prämienfonds) aufzutei-
len, wenn auch insbesondere die Gewinnzu-
weisung an den Prämienfonds meist von Be-
trieb zu Betrieb variierte 16).Um ihren Gewinn
zu erhöhen, hatten die Betriebe ihre Produk-
tion auszuweiten, die Qualität zu verbessern,
die Kosten zu senken und ihren Warenum-
schlag zu beschleunigen. Verluste unrenta-
bler Betriebe wurden grundsätzlich nicht
mehr durch staatliche Subventionen aufge-
fangen. Nach Anlaufen des Reformkurses
ging man verstärkt dazu über, Verlust-Be-
triebe auf vernünftige Produktionsprogramme
umzustellen oder ganz zu schließen ).17

Dieses Reformkonzept des „Verantwortlich-
keitssystems in der Industrie" ist — wie be-
reits erwähnt — erstmals 1978 in der Provinz
Sichuan unter der Leitung von Zhao Ziyang
in sechs Betrieben erprobt worden. Nach Ver-
abschiedung des Reformprogramms vom
April 1979 stieg dann die Zahl der Reformbe-
triebe laufend an und betrug 1980 bereits
6 000 Produktionseinheiten. Dabei handelte
es sich allerdings weitgehend um Großbetrie-
be. Das industrielle „Verantwortlichkeitssy-
stem" wurde bis September 1984 in 52 Städten
eingeführt Bis Ende 1986 soll es auch in den
restlichen Gebieten den Ablauf der indu-
striellen Produktion bestimmen. Sein Fernziel
bilden Betriebe, die Ein- und Verkauf, Pro-
duktion und Investition eigenverantwortlich
selbst in die Hand nehmen. Eine so umfas-
sende Zielsetzung erfordert aber notwendig
eine Bereinigung der gesamten Preisstruktur
sowie die Einführung einer Unternehmensfi-
nanzierung, die der bisher praktizierten Kapi-
talverschwendung Einhalt gebietet.
Wie in der Landwirtschaft waren auch in der
Industrie Preisanpassungen entsprechend
den gegebenen Kosten- und Knappheitsver-
hältnissen erforderlich. Bereits im November
1979 wurden die Preise von mehr als 10.000
ausgewählten Produkten unter Setzung von

Ober- und Untergrenzen freigegeben. Diese
Zahl hat sich dann in den nachfolgenden Jah-
ren erheblich erhöht, wenn auch weiterhin
ein großer Teil der Warenpreise einer festen
Preisbindung unterliegt.
Im Mai 1985 wurde von der Staatlichen Wirt-
schaftskommission offen zugegeben, daß im
Preissystem Chinas großes Durcheinander
herrsche: „Zahlreiche Warenpreise spiegeln
weder ihren Warenwert wider, noch die Be-
ziehung zwischen Angebot und Nachfrage."19)
Mittlerweile ist man sich darüber im klaren,
daß die Reform des Preissystems die aller-
wichtigste Reformmaßnahme darstellt. Sie
schließt ein Aufräumen mit der Subventions-
praxis, die 1984 mehr als ein Drittel der ge-
samten Staatsausgaben in Anspruch genom-
men hat, ein20). Die Reform des Preissystems
wird angesichts der auch heute noch weitge-
hend verzerrten Preisstruktur nur in kleinen
Schritten erfolgen können, um exzessive
Preisausschläge zu vermeiden. Auch sieht
sich die chinesische Führung weiterhin ver-
anlaßt, ihre Reformmaßnahmen mit einer Po-
litik der „Readjustierung" zu verbinden, um
unter Berücksichtigung der neu gesetzten
Prioritäten — Energiewirtschaft, Verkehrswe-
sen, Nachrichtenwesen, Elektronikindustrie

. und Rohstoffindustrie — Disproportionalitä-
ten der Wirtschaftsstruktur zu vermeiden
und zu beseitigen. Die Betriebe können sich
im allgemeinen nur noch über rückzahlbare
Bankkredite oder öffentliche Kredite finan-
zieren. Damit aber fällt dem Staat die Aufgabe
zu, die Banken angemessen auszustatten, sie
also in die Lage zu versetzen, zu möglichst
einheitlichen Zinssätzen unter Berücksichti-
gung der Fristigkeit den Betrieben Kredite
zur Verfügung zu stellen. Die Bildung eines
einigermaßen marktgerechten Zinses soll län-
gerfristig auch die Voraussetzungen dafür
schaffen, Kapital dorthin zu leiten, wo es am
dringendsten benötigt wird.
Im Verlaufe der Reformdebatte sind in China
die wohlfahrtsfördernden Wirkungen des
Wettbewerbs entdeckt worden. Wettbewerb
zwischen Institutionen auf zentraler Ebene,
Wettbewerb zwischen den Provinzen, zwi-
schen Städten, Kommunen und Betrieben ist
ausdrücklich erwünscht. An Stelle der maoi-
stischen Bemühungen, auf lokaler Ebene bis
hin zu den Provinzen autarke Wirtschaftsein-
heiten und -regionen zu schaffen, versucht
man heute im Rahmen der Reformpolitik



neue Kooperationsformen zu entwickeln, von
denen man Integrationswirkungen erwartet
Selbstherrliche Staatsbetriebe, die als Selbst-
versorger auch ihre eigenen Produktionsmit-
tel herstellten, wurden zur arbeitsteiligen Ko-
operation in der Produktion, bei der Beschaf-
fung und im Vertrieb aufgefordert Insbeson-
dere wurden sie auf die Vorteile verwiesen,
die eine spezialisierte Zulieferung gegenüber
der umfassenden Eigenproduktion bietet In-
zwischen sind zahlreiche Kooperationsab-
kommen geschlossen worden. Sie beziehen
sich auf die Zusammenarbeit von Staatsbe-
trieben mit Kollektivbetrieben, auf die Zu-
sammenarbeit von Betrieben in unterschiedli-
chen Provinzen, zwischen Industrie und Land-
wirtschaft, zwischen Stadt und Land.
Im Rahmen der Reformdebatte ist erneut um
eine angemessene Form des Betriebsmanage-
ments und um die Ausgestaltung des Verhält-
nisses von Management zur Belegschaft ge-
rungen worden. Die Abgrenzung des Verant-
wortungs- und Kompetenzbereiches der Be-
triebsleitung wie die Beteiligung der Beleg-
schaft an betrieblichen Entscheidungsprozes-
sen standen wieder zur Debatte.
Die Erweiterung der betrieblichen Selbstver-
waltung mußte notwendig an einen großen
Teil der Betriebsleiter von insgesamt 400 000.
chinesischen Betrieben bisher unbekannte
Anforderungen in bezug auf Absatz und Be-
schaffung, Finanzierung und Investitionen
usw. stellen. Die Betriebsleiter traten aus dem
Schattendasein der Planerfüller und Admi-
nistratoren, die lediglich routinemäßig Wei-
sungen von oben zu erfüllen hatten, nunmehr
an die frische Luft des selbständigen Dispo-
nierens, der Entscheidungs-, Einsatz-, Risiko-
und Verantwortungsbereitschaft. Nach einem
Erlaß der Regierung werden Manager der
Staatsbetriebe nur dann in dieser Funktion
weiterbeschäftigt werden können, wenn sie
bis Dezember 1985 einen Management-Lehr-
gang, verbunden mit einem Abschlußexamen,
erfolgreich absolviert haben21). Man ist sich
in China indessen auch darüber im klaren,
daß das Defizit an befähigten Experten kurz-
fristig nicht aus eigener Kraft aufzufüllen ist.
In zahlreichen Betrieben sind inzwischen ge-
winn- und leistungsabhängige Prämiensy-
steme als Ergänzung zu den vom Staat festge-
setzten Grundlöhnen eingeführt worden.
Trotz aller Unterschiede in ihrer individuel-
len Ausgestaltung zielen diese darauf ab, das

materielle Interesse der Betriebsbelegschaf-
ten mit dem Betriebsergebnis zu verbinden.
Außerdem hat die Regierung am 23. Mai 1981
verfügt, daß in allen Betrieben Akkordlöhne
einzuführen seien, sofern der jeweilige Pro-
duktionsprozeß dies ermöglicht Der über
viele Jahre verfemte Akkordlohn gilt nun-
mehr als angemessenes Mittel einer soziali-
stischen Verteilung, der zudem endlich dazu
beitrage, das Lohnniveau der effektiven Pro-
duktivität anzupassen22).
Am 19. Juli 1981 hat das Zentralkomitee der
KPCh gemeinsam mit dem Staatsrat dazu auf-
gefordert, „Belegschaftskonferenzen" in allen
staatlichen Industriebetrieben zu bilden23).
Aber auch nach Bekanntgabe der vorläufigen
Bestimmungen ist offen geblieben, wie die
Kompetenzen der Betriebsleitung, der Arbei-
tervertretung und außerdem noch des Partei-
komitees abzugrenzen sind, wenngleich seit
der Arbeitssitzung des Zentralkomitees im
Dezember 1980 die Tendenz erkennbar ist, die
Parteikomitees auf die rein politische Arbeit
zu beschränken. Offenbar hält man daran fest,
daß die Betriebe voll verantwortlich von ei-
nem professionellen Management geleitet
werden. Die bösen Erfahrungen mit kollekti-
ven Leitungsgremien unter Einbeziehung der
„revolutionären Massen", bei denen keiner
mehr für seine Entscheidungen die volle Ver-
antwortung zu tragen hatte, waren wohl An-
laß genug, klare Verhältnisse zu schaffen und
an diesen festzuhalten.
Während lange Zeit Recht und Juristen als
Behinderungen des revolutionären Schwun-
ges verpönt waren, erleben wir nunmehr eine
Flut von, Gesetzen, die sich über das Land
ergießt. Die chinesische Regierung will das
Land nach festen geschriebenen Regeln regie-
ren, Willkür soll beseitigt, die für ein Indu-
striesystem notwendigen stabilen Rechtsver-
hältnisse sollen geschaffen werden.
Im August 1984 wurden von der amtlichen
Statistik siebenhundert landesweit geltende
Gesetze und Verordnungen genannt Zwar
stammt der größte Teil davon aus den fünfzi-
ger Jahren, doch wurden die meisten dieser
Gesetze spätestens mit Beginn der Kulturre-
volution außer Kraft gesetzt. Nunmehr gelten
sie wieder, sofern sie nicht der neuen Verfas-
sung widersprechen. Daneben sind mit Nach-
druck ein umfassendes Zivilrecht, Patent-
recht, Urheberrecht und ein besonderes Ver-
tragsrecht für den Außenhandel konzipiert



worden. Offenbar wurde den Medien die Auf-
gabe zugewiesen, bei der Ausbreitung eines
Rechtsbewußtseins mitzuwirken — durch
Kritik an der Kaderwillkür und durch Ver-
mittlung von Gesetzeskenntnissen24).
Im Industriesektor verzeichnen wir 1981 ein
scharfes Absinken der industriellen Wachs-
tumsrate auf 4,2 Prozent gegenüber 8,5 und
8,7 Prozent in den Jahren 1978 und 1979.
Diese Einbuße an quantitativem Wachstum
war die notwendige Folge einer unumgängli-
chen Umstrukturierung der chinesischen
Wirtschaft Investitionsschwerpunkte wurden
in Richtung Landwirtschaft Leichtindustrie,
Verkehr und Energieerzeugung verlagert,
verbunden mit einer Förderung der Konsum-
güterindustrie zu Lasten einer weithin aufge-
blähten Schwerindustrie. So schrumpfte 1981
die Produktion der Schwerindustrie um
4,4 Prozent, während in der Leichtindustrie
ein Zuwachs von 14 Prozent zu verzeichnen
war25). Aber bereits im nachfolgenden Jahr
1982 stieg der Produktionszuwachs der Indu-
strie insgesamt auf 7,7 Prozent an. 1983 er-
reichte er 10,5 Prozent, 1984 sogar 14 Prozent.
Bemerkenswert war das starke Wachstum der
Leichtindustrie in Höhe von ebenfalls 14 Pro-
zent, die inzwischen gegenüber der Schwerin-
dustrie gut aufgeholt hat Der Bruttoprodukti-
onswert der Leichtindustrie betrug 1984 337,4
Mrd. Yuan gegenüber dem Bruttoprodukti-
onswert der Schwerindustrie in Höhe von
364,1 Mrd. Yuan. Besonders hohe Wachstums-
raten verzeichneten 1984 dauerhafte Kon-
sumgüter wie Kühlschränke, Waschmaschi-
nen, Fernsehgeräte, Fotoapparate usw.

3. Öffnung nach außen

Anläßlich seines Staatsbesuches in Bonn er-
klärte der chinesische Ministerpräsident
Zhao Ziyang am 10. Juni 1985: „Unsere Politik
der Öffnung nach außen. .* ist eine grundle-
gende Staatspolitik und zugleich ein wichti-
ger Punkt der Reform. Die Ausweitung des
wirtschaftlichen und technischen Austau-
sches mit dem Ausland entspricht den objek-
tiven Erfordernissen der Wirtschaftsentwick-
lung Chinas. Die Selbstabgeschlossenheit ist
mit dem modernen Aufbau unvereinbar. Wir
sind dabei, den Außenhandel tatkräftig auszu-
bauen, in bezug auf Einfuhr von Kapital, Tech-
nologie und Anlagen sowie Engagement von

qualifizierten Kräften eine günstige Politik zu
befolgen. Wir sind bestrebt, gute Vorausset-
zungen für Investitionen zu schaffen und die
berechtigten Gewinne der ausländischen Ko-
operationspartner zu garantieren. Wir haben
bereits erforderliche Gesetze und werden
noch weitere Gesetze ausarbeiten... Die
nach außen geöffneten Tore Chinas werden
immer zahlreicher und breiter." Die chinesi-
sche Führung ist ebenfalls darum bemüht,
von dem „früheren Vorwurf abzurücken, daß
allein fremde Mächte schuld am Niedergang
Chinas in den vergangenen Jahrhunderten
gewesen seien. Sie sieht einen Grund dafür
auch in den eigenen Abschottungstendenzen
unter den beiden letzten Dynastien. Die welt-
offene, tausend Jahre zurückliegende Tang-
Dynastie wird als treffliches Beispiel ange-
führt, daß es China in Perioden der Öffnung
wesentlich besser ging als in der Abkapse-
lung26 ).
An die Stelle einer einseitigen Betonung des
Vertrauens „in die eigene Kraft“ ist mit dem
Prinzip der „Öffnung nach außen“ die Aner-
kennung der Internationalen Arbeitsteilung
und der Weltwirtschaftlichen Integration ge-
treten27). Geradezu sprunghaft ist der chinesi-
sche Außenhandel in der Nach-Mao-Ära an-
gestiegen. Zwischen 1978 und 1983 wurde der
Außenhandelsumsatz bei einer jahresdurch-
schnittlichen Steigerungsrate von 19,4 Pro-
zent von 35,5 auf 86 Mrd. Yuan ausgeweitet
1984 stieg er sogar um 40 Prozent. Die Einfuh-
ren wuchsen um 47 Prozent auf 62 Mrd. Yuan,
die Ausfuhren um 32 Prozent auf 58,1 Mrd.
Yuan. Das entstandene Handelsbilanzdefizit
von 4 Mrd. Yuan konnte in der Zahlungsbi-
lanz durch Überschüsse in der Dienstlei-
stungsbilanz und beim langfristigen Kapital-
verkehr mehr als ausgeglichen werden. Nach
Schätzung des Berliner Instituts für Wirt-
schaftsforschung belief sich der Aktivsaldo
der Zahlungsbilanz auf etwa 2 Mrd. US-Dollar
bzw. 4,7 Mrd. Yuan28).
Ferner hat die Volksrepublik China ihre ab-
lehnende Haltung gegenüber einer Kreditfi-



nanzierung ihrer Außenhandelstransaktionen
aufgegeben, wenn auch bisher nur vorsichtig-
zögernd von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht worden ist. China war in den zurücklie-
genden Jahren meist darum bemüht, mög-
lichst günstige Kredite bei Internationalen
Organisationen, z. B. bei der Weltbank, zu er-
halten. Seit 1983 wird indessen verstärkt auch
die Kreditaufnahme bei ausländischen Kon-
sortien und Geschäftsbanken gepflegt. 1984
wurden zwei Anleiheemissionen in Tokio und
auf dem Euromarkt vorgenommen. Im Mai
1985 wurde zwischen der Bank of China und
einem Bankenkonsortium unter Führung der
Deutschen Bank der Vertrag über die erste D-
Mark-Anleihe der Volksrepublik China in
Höhe von 150 Mio. DM unterzeichnet Insge-
samt ist 1984 der Zustrom ausländischen Ka-
pitals in die Volksrepublik China um 36 Pro-
zent auf knapp 2,7 Mrd. US-Dollar angestie-
gen29). Die Nettoverschuldung wurde zu Be-
ginn des Jahres 1985 auf weniger als 4 Mrd.
US-Dollar geschätzt30), während sich die De-
visenreserven zum gleichen Zeitpunkt auf
etwa 17 Mrd. US-Dollar beliefen. Allerdings
hat Parteichef Hu Yaobang im Juni 1984 be-
reits angekündigt, daß China möglicherweise
bis zum Beginn der neunziger Jahre auf 50
Mrd. US-Dollar Fremdkapital zurückgreifen
werde.
Im Rahmen der Offnungspolitik ist von 1980
bis 1984 die chinesische Währungseinheit
RMB Yuan mehrfach in kleinen Margen von
1,4984 auf 1,9772 Yuan/US-Dollar abgewer-
tet worden. 1984 wurde dann eine kräftige
Abwertung auf 2,32 Yuan/US-Dollar vorge-
nommen, die schließlich im März 1985 auf
2,8459 Yuan/US-Dollar ausgeweitet wurde.
Auf diese Weise wurde auch die Spanne zwi-
schen amtlichem Kurs und internem Verrech-
nungskurs beseitigt.
Die Öffnung nach außen soll vor allen Dingen
Chinas technologischen Rückstand beseiti-
gen. Neben Anlageimporten werden moderne
und modernste Technologien in Form von
Know-how, Patenten, Lizenzen usw. einge-
führt. Zhao Ziyang hat im Rahmen der bereits
angeführten Erklärung darauf verwiesen, daß
China im Verlaufe der Politik der Öffnung
mit 147 Staaten bzw. Gebieten die wirtschaft-
liche und technische Zusammenarbeit aufge-

nommen habe. In besonderem Maße ist man
um Auslandsinvestitionen bemüht, die bereits
auch ohne chinesische Kapitalbeteiligung,
also im Alleineigentum von Ausländern, zu-
gelassen werden. Der Umfang der Kapitalein-
fuhren durch private Direktinvestitionen be-
lief sich 1984 auf 1,3 Mrd. US-Dollar. Auf der
anderen Seite haben die Bank of China, die
China International Trade and Investment
Corporation (CITIC) sowie eine Reihe chinesi-
scher Außenhandelsgesellschaften Ausländs-
beteiligungen insbesondere in den USA in
Kanada und in Australien erworben, die dem
Technologieerwerb, der Rohstoff- und Absatz-
sicherung sowie dem verbesserten Zugang zu
den internationalen Kapitalmärkten dienen
sollen. Die 117 chinesischen Beteiligungen im
Ausland beliefen sich Ende 1984 auf insge-
samt 150 Mio. US-Dollar31).
Am 8. Juli 1979 trat das „Gesetz der Volksre-
publik China über Gemeinschaftsunterneh-
men mit chinesischer und ausländischer Ka-
pitalbeteiligung" (Joint Ventures) in Kraft. Da-
mit ist der gesetzliche Rahmen für Gemein-
schaftsunternehmen mit ausländischen Part-
nern auf dem Hoheitsgebiet der Volksrepu-
blik China geschaffen worden. Die bisher vor-
liegenden Joint Venture-Erfahrungen zeigen
offenbar, daß beide Seiten — die chinesische
wie die ausländische — zwar noch in einem
Lernprozeß stecken, der aber in relativ kurzer
Zeit seit dem Inkrafttreten des Gesetzes gute
Fortschrittegemacht hat Umfang und For-
men der Zusammenarbeit mit der Privatwirt-
schaft des Auslandes sind im Verlaufe der
Reformpolitik in einem Maße ausgeweitet
worden, wie dies 1979 kaum erwartet werden
konnte. Von 1979 bis 1983 sind nach offiziel-
len Angaben 14,5 Mrd. US-Dollar nach China
importiert und dort genutzt worden, und zwar
durch 188 Joint Ventures, 1 047 Kooperations-
unternehmen, 998 Kompensationsgeschäfte,
53 Unternehmen ohne chinesische Kapitalbe-
teiligung, 23 Projekte zur Erschließung von
Erdölvorkommen im offshore-Gebiet sowie
durch Pachtgeschäfte.
Ebenfalls im Juli 1979 beschloß die chinesi-
sche Regierung, in Shenzhen, Zhuhai, Shan-
tou (Provinz Guangdong) sowie in Xiamen
(Provinz Fujian) vier Sonderwirtschaftszonen
zu errichten. Sie sollen als Versuchszonen für
Wirtschaftsreformen sowie als „Schulen zum
Erlernen des Wertgesetzes“ insbesondere der
Einfuhr von Auslandskapital, fortschrittlicher
Technologie und modernen Ausrüstungen



dienen sowie zur Heranbildung von qualifi-
zierten Fachkräften beitragen. Hier wird of-
fenbar härter gearbeitet und mehr verdient
als im übrigen China. Ausländischen Investo-
ren werden in den Sonderwirtschaftszonen
zahlreiche Vergünstigungen gewährt: redu-
zierte Steuersätze (auf 15 Prozent vermin-
derte Körperschaftsteuer), attraktive Kredit-
bedingungen, günstige Voraussetzungen für
die Land- und Gebäudenutzung, vereinfachte
Ein- und Ausreisebedingungen, erleichterter
Gewinntransfer usw.
Bis Ende 1983 haben die vier Sonderwirt-
schaftszonen mit ausländischen Unterneh-
men über 3 000 Verträge mit einem Investi-
tionsbetrag von insgesamt mehr als 2 Mrd.
US-Dollar unterzeichnet 1984 haben auch 14
Hafenstädte den Status der Sonderwirt-
schaftszonen erhalten. Das bedeutet u. a., daß
auch diese Städte in die Lage versetzt wer-
den, in vielfältiger Weise über Projekte der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit auslän-
dischen Partnern eigene Entscheidungen zu
treffen. Vor kurzem ist auch beschlossen wor-
den, das Yangtse-Delta, das Perl-Fluß-Delta
und das Zhangzhou-Quanzhou-Xiamen-Drei-
eck in Südfujian zu öffnen. Insgesamt werden
die bisher geöffneten Gebiete von mehr als
100 Mio. Menschen bewohnt.
Unter entwicklungspolitischen Aspekten
wird man sich die Frage vorlegen müssen, ob
nicht durch solche regionalen Prioritäten Ent-
wicklungen eingeleitet werden, die zumindest
mittel- und langfristig unerwünschte Wirkun-
gen auslösen. Wird nicht durch Sonderwirt-
schaftszonen, nun auch noch erweitert durch
den Sonderstatus der 14 großen Hafenstädte
und der erwähnten. Deltas von Jangtse- und
Perlfluß, ein regionaler Dualismus entstehen,
der im allgemeinen der Gesamtentwicklung
nicht förderlich sein kann?
Sonderzonen haben nicht nur die Eigenschaft,
unter ganz bestimmten Bedingungen auszu-
strahlen, sondern auch Ressourcen aus weni-
ger entwickelten Gebieten anzuziehen und
damit zu isolierten Enklaven zu werden. An
der Diskussion über exportorientierte Son-
derzonen, die mittlerweile seit Anfang der
siebziger Jahre im Gange ist, haben sich auch
internationale Organisationen beteiligt. Ins-
besondere die UNIDO (United Nations Indu-
strial Development Organization), anfangs ein
Hauptverfechter dieses Industrialisierungsin-
struments, hat inzwischen auch negative
Aspekte berücksichtigt. In ihrer Studie aus
dem Jahr 1980 weist sie darauf hin, daß ex-
portorientierte Sonderzonen dort, wo sie am

stärksten zur Initiierung von Industriegüter-
exporten gebraucht werden, also in Ländern
mit niedrigem Einkommen und allgemein
schwach entwickelter Infrastruktur, krasse
Enklaven bleiben, von denen keine positiven
Ausbreitungseffekte ausgehen32).
Diese und weitere Bedenken nimmt die chi-
nesische Regierung in Kauf. Sie kann sich auf
den Sachverhalt stützen, daß China in seinen 
einzelnen Regionen sehr unterschiedlich mit
Ressourcen ausgestattet ist. Das Gebot der
Stunde besteht darin, sie so zu nutzen, wie sie
jeweils anfallen. Gleichmacherei scheint ihr
auch in der regionalen Wirtschaftspolitik ab-
wegig zu sein.
Die chinesische Regierung hat verschiedent-
lich betont, daß ihre Offnungspolitik auf die
ganze Welt gerichtet sei; kein Land werde
diskriminiert. So ist im Rahmen der Offnungs-
politik auch der Außenhandel mit der Sowjet-
union verstärkt worden. Bevorzugte Handels-
partner sind indessen auch weiterhin die
westlichen Industriestaaten.

4. Zulassung privater
Wirtschaftstätigkeiten

Im Verlaufe des Reformprozesses sind wieder
Privatbetriebe zugelassen worden — und dies
nicht nur vereinzelt, sondern in erheblichem
Umfang. Die im privaten Sektor stark ausge-
prägte Entscheidungsbereitschaft, verbunden
mit Initiative und Risikofreude, setzt auch für
den staatlichen Bereich deutliche Zeichen. In
fast allen Städten gibt es bereits wieder zahl-
reiche privat betriebene Restaurants, Repara-
turwerkstätten, Handwerksbetriebe, Einzel-
handelsgeschäfte und Transporteinrichtun-
gen. Seit September 1980 sind sogar privat
praktizierende Ärzte zugelassen. Auch in
China lassen sich viele Patienten lieber privat
gegen Honorar behandeln, als im Massenbe-
trieb der Polyklinik abgefertigt zu werden.
Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen also ver-
marktet werden; die Lust am Geldverdienen
wird ermuntert. Die Errichtung von Privatbe-
trieben wird offiziell nicht nur geduldet, son-
dern auch aktiv gefördert — durch Steuerbe-



freiungen, Gewährung von Krediten, Bereit-
stellung von Materialien und Ladenlokalen,
Hilfen bei der Wahrnehmung von Manage-
ment-Aufgaben usw.
Am 29. August 1980 meldete Xinhua, die offi-
zielle chinesische Nachrichtenagentur, daß
selbständige Gewerbetreibende nunmehr als
Teil der „werktätigen" Bevölkerung angese-
hen und nicht mehr politisch diskriminiert
würden, wie dies in der Vergangenheit der
Fall gewesen sei. Ihre Tätigkeit werde von der
Gesellschaft respektiert und vom Staat ge-
schätzt. Selbständige Gewerbetreibende hät-
ten die gleichen Aussichten wie die übrigen
Werktätigen, einen Regierungsposten zu be-
kleiden, in die Armee einzutreten oder eine
Hochschule zu besuchen. Auch hätten sie we-
niger Steuern zu zahlen als in der Vergangen-
heit und erhielten leichteren Zugang zu
Bankkrediten. Der Großhandel werde sie
schneller mit Waren und Rohstoffen belie-
fern. Die städtische Privatwirtschaft solle wie-
derbelebt werden, da die staatseigenen Läden
und die Genossenschaften die Bedürfnisse
der Bevölkerung bei weitem nicht erfüllten.
Im März 1984 erklärte Hao Haifeng, der Lei-
ter der für die Privatwirtschaft zuständigen
Behörde: „Die Geschichte hat uns sehr ein-
dringlich gelehrt, daß eine uniforme Volksre-
publik China keinen Wohlstand bringen
kann. Erst die Koexistenz von Staatswirt-
schaft, Kollektivwirtschaft und Privatwirt-
schaft ermöglicht es dem chinesischen Volke,
in relativ kurzer Zeit zu Wohlstand zu kom-
men."33)

33) Financial Times vom 6. März 1984.
34 NCNA vom 2. Februar 1985.
35) NCNA vom 12. Februar 1985.

Unternehmerische Tüchtigkeit steht in China
derzeit hoch im Kurs. Verdienten Managern
wird der Ehrentitel „Unternehmer" verlie-
hen34). Zudem hat Zhao Ziyang am 12. Fe-
bruar 1985 deutlich gemacht, daß China
„grundsätzlich nie wieder eine Politik der
Verstaatlichung der Einzelwirtschaft und der
Privatbetriebe durchführen wird"35).
Wenn auch das Volkseigentum an den Pro-
duktionsmitteln grundsätzlich nicht aufgege-
ben werden soll, so ist in dieser Hinsicht doch
inzwischen manches in Bewegung geraten.
Kollektive und private Eigentumsformen wer-
den neben 'dem Volks- und Staatseigentum
ausdrücklich anerkannt. Arbeiter haben ver-
schiedentlich die Möglichkeit erhalten, Ge-
sellschaftsanteile des Unternehmens, in dem
sie arbeiten, zu erwerben. Das gilt auch für

Arbeiter und Angestellte staatlicher Betrie-
be.
Besonderes Aufsehen erregte die Textilfabrik
Nr. 17 in Shanghai, als sie die Gründung
zweier Gemeinschaftsunternehmen mit länd-
lichen Kommunen durch die Ausgabe von Be-
legschaftsaktien zu finanzieren versuchte.
Das Wirtschaftsamt des Kreises Lu-shan in
der Provinz Henan gründete eine Aktienge-
sellschaft, die Bekleidungswerkstätten, Ein-
zelhandelsgeschäfte und Großhandlungen un-
terhält. Bürokader, Arbeiter und Angestellte
sowie Bewohner der Kreisstadt konnten Ak-
tionäre werden. Die Stadt Fu-yang mobili-
sierte die zur Förderung der Leichtindustrie
und des Handwerks erforderlichen Mittel
durch Bildung einer Aktiengesellschaft. Die
Zeichner der Aktien wurden entweder am
Gewinn beteiligt oder ihre Familienangehöri-
gen erhielten einen Arbeitsplatz. Die Stahl-
und Holzmöbelfabrik Harbin rief ihre Arbei-
ter und Angestellten dazu auf, ihre Erspar-
nisse in Aktien des Betriebes anzulegen. Zur
Finanzierung des Baues der längsten chinesi-
schen Bahnstrecke in der Inneren Mongolei
sollen Aktien im Wert von 1,1 Mrd. Yuan aus-
gegeben werden. In chinesischen Bankkrei-
sen wird bereits von der Wiedereröffnung der
1949 geschlossenen Börse in Shanghai ge-
sprochen.
Nicht nur landwirtschaftliche Anbauflächen,
sondern auch kleinere Staatsbetriebe werden
an Privatleute verpachtet Anfang 1985 wurde
bekannt, daß annähernd 70 000 staatliche Be-
triebe, die zum Teil mit Verlust gearbeitet ha-
ben, privaten Geschäftsleuten überlassen
wurden37). Offenbar sind auch Versuche „in
der Richtung gemacht worden, daß ein bis da-
hin staatlicher Betrieb einem Kollektiv oder
einzelnen Geschäftsmann als Eigentum über-
geben wurde, wenn dieses oder dieser den
Vermögenswert des betreffenden Betriebs
und das vorhandene Betriebskapital bezahlte.
Erstaunlicherweise finden sich auch für diese
Form der Übergabe genügend Interessen-
ten"38).
Die Zahl der Privatbetriebe hat sich nach
amtlichen Verlautbarungen 1984 gegenüber
dem Vorjahr um 57 Prozent auf 9,3 Mio. Ein-
heiten erhöht, die vorwiegend im Handwerk



und im Einzelhandel angesiedelt sind. Insge-
samt waren 1984 13 Mio. Personen gegenüber
140 000 im Jahre 1978 im privaten Bereich be-
schäftigt. Zu Beginn des Reformkurses konn-
ten selbständige Gewerbetreibende außer den
Familienangehörigen bis zu zwei Helfer und

bis zu fünf Lehrlinge beschäftigen. Inzwischen
hat die Regierung festgelegt, daß im allgemei-
nen bis zu acht Arbeiter beschäftigt werden
können. Kollektivbetriebe des privaten Be-
reichs beschäftigen indessen mitunter meh-
rere hundert Arbeitnehmer.

III. Behinderungen des Reformprozesses

1. Politisch-ideologische Hemmfaktoren

Die Durchsetzung der Reformpolitik und die
mit ihr verbundenen Liberalisierungsmaßnah-
men sind notwendig mit zahlreichen politi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten verbunden. Auf der politischen
Ebene schaffen die Trennung von staatlicher
Wirtschaftsverwaltung und betrieblicher Un-
ternehmensführung, der Umbau des erstarr-
ten staatlichen Planungssystems sowie die
Gewährung von weitreichenden Rechten an
die wirtschaftlichen Sonderzonen und großen
Hafenstädte manche Kompetenzprobleme
zwischen unterschiedlichen Instanzen. Die
um Kompetenz und Existenz ringende Wirt-
schaftsbürokratie sieht sich in Frage gestellt
Chinas Reformbemühungen werden aber nur
dann erfolgreich sein können, wenn die politi-
sche Macht der Bürokraten, Funktionäre und
Kader wesentlich beschnitten wird — und
dies in allen Bereichen und auf allen Ebe-
nen39). In seinen .Ausgewählten Werken"
prangert Deng Xiaoping als Hauptübel, die
auszumerzen sind, Bürokratismus, übertrie-
bene Zentralisierung, patriachalische Amts-
führung und Mißbrauch von Privilegien an.
Indessen ist es nicht nur bei Worten geblie-
ben. Die Führungsspitze scheute sich jeden-
falls nicht, dem aufgeblähten Apparat zu
Leibe zu rücken. Dengs Reformpolitik hat sich
in der Partei endgültig gegen den „linken“ Wi-
derstand durchgesetzt. Selbstverständlich
bleibt zu erwarten, daß sich bei jeder Gele-
genheit — insbesondere im Falle wirtschaftli-
cher Schwierigkeiten — all jene Kräfte regen
werden, die aus ideologischen Gründen jed-
weder Reform abgeneigt gegenüberstehen
und wohl auch weiterhin glauben, China und
die „Massen“ dürften nicht weiter von der
„glorreichen revolutionären Vergangenheit“
entfremdet werden.

Erhebliche Sorgen muß der Regierung auch
der enorme Anstieg der Kriminalität nach der
Kulturrevolution und im Verlauf der Liberali-
sierung bereiten. Ultralinken Restgruppen
kommt dies offenbar nicht ganz ungelegen,
um die Verwerflichkeit des sich in China aus-
breitenden „Kapitalismus" anzuprangern, der
nach ultralinker Lesart notwendig krimimelle
Handlungen nach sich zieht
So werden die Zügel angezogen, vorsichtig
und behutsam, um sie zu gegebener Zeit wie-
der lockern zu können, was in der Zwischen-
zeit wohl auch geschehen ist. überschwengli-
che Reaktionen sollen auf diese Weise korri-
giert werden, ohne die Grundlagen der Mo-
dernisierungs-, Erneuerungs- und Öffnungs-
politik anzutasten oder eine radikale Kehrt-
wendung vorzunehmen. Man sollte also sol-
che Kampagnen nicht überbewerten, sondern
sie in das heutige Gesamtbild Chinas einzu-
ordnen versuchen. Jeder Besucher der Volks-
republik China wird sich an Ort und Stelle
überzeugen können, welche gewaltigen
Wandlungen hier stattgefunden haben: Keine
Fahnen, keine Transparente, keine Parolen
und Slogans, keine Porträts der Parteiführer,
— ausgenommen ein Bild, das einzige Bild
Mao Zedongs am Tian-anmen. Offenbar ist
sich die chinesische Führung heute darüber
im klaren, daß die dringenden Gegenwarts-
probleme — Reform, Modernisierung, kräfti-
ges Wirtschaftswachstum und Aufrechterhal-
tung der monetären Stabilität — durch revo-
lutionäres Bewußtsein und das Schwingen ro-
ter Fahnen nicht zu lösen sind.

2. Soziale Probleme im Verlaufe
des Reformprozesses •

Neben den politischen Schwierigkeiten sind
im Verlaufe des Reformprozesses eine Reihe
ernster sozialer Probleme aufgetreten, die ei-
ner angemessenen Lösung bedürfen.
Der Abbau der Subventionswirtschaft und die
Entzerrung der Preisrelationen führten zu
verteilungspolitischen Problemen, verschärft



durch das zunehmend stärker werdende Ein-
kommens- und Versorgungsgefälle von Ost
nach West40). Auch hat sich nach Zulassung
von freien Märkten, privaten Händlern,
Handwerkern und Gewerbetreibenden in un-
gewohnter Weise die Einkommensverteilung
geändert Partei- und Staatsfunktionäre füh-
len sich gegenüber aufsteigenden Gruppen
benachteiligt und unterliegen der Versu-
chung, durch kommerzielle Nebentätigkeiten
ihr relativ niedriges und unflexibles Einkom-
men aufzubessern. Die chinesische Führung
ist zwar gegen diese Verquickung von hoheit-
lichen Aufgaben mit privatwirtschaftlichen
Geschäften unverzüglich eingeschritten. Aber
sie hat sich auch keinen Illusionen über den
Zusammenhang zwischen allgemeiner Wohl-
standssteigerung und Einkommensverteilung
hingegeben, wie dies aus der weithin beachte-
ten Stellungnahme aus dem Sekretariat des
ZK „gegen die Gleichmacherei" zu entnehmen
ist Hier hieß es z. B.: „Damit alle Bauern wohl-
habend werden, müssen wir einem Teil von
ihnen erlauben, als erste wohlhabend zu wer-
den; zugleich bemühen wir uns, den übrigen
zu helfen, allmählich ebenfalls wohlhabend zu
werden.“41)
Die unumgänglichen Rationalisierungsmaß-
nahmen werden dazu beitragen, bisher ver-
deckte Unterbeschäftigung in offene Arbeits-
losigkeit umzuwandeln. Nach chinesischen
Schätzungen sind gegenwärtig in der Indu-
strie annähernd 10 Mio. „überflüssige Arbeits-
kräfte" beschäftigt In der Landwirtschaft „gibt
es etwa 100 Mio. Arbeitskräfte zuviel"42). Be-
sondere Sorge bereitet die Jugendarbeitslo-
sigkeit. Millionen von Jugendlichen, die wäh-
rend der Kulturrevolution aufs Land ge-
schickt worden waren, haben im Verlaufe der
Liberalisierungswelle die Gunst der Stunde
genutzt, sind in die Städte zurückgekehrt und
verlangen nun Arbeitsplätze.
So haben die Reformer ein schweres Erbe
übernommen, das aus sozialen und politi-
schen Gründen zum Handeln zwingt. Man hat
die Erfahrung machen müssen, daß die Locke-
rungen im Innern und das notwendige öffnen
der Schleusen für freie Meinungsäußerungen
nicht nur Kräfte zur Modernisierung, sondern
auch zur Zerstörung einer stabilen staatlichen
Ordnung freigesetzt haben. Auf der anderen
Seite kann die Regierung mit der Unterstüt-

zung all jener rechnen, die sich endlich von
geistigen und ideologischen Fesseln befreit
sehen wollen und zusätzlichen Freiheitsspiel-
raum beanspruchen. Millionen von Chinesen
entdecken sich zum ersten Mal als Indivi-
duum und als „Neuer Mensch", der mit seinen
Einzelleistungen an Stelle des Kollektivs
auch hinreichend materielle Anerkennung zu
finden sucht

3. Wirtschaftsimmanente Schwierigkeiten

Die Reformbemühungen stoßen natürlich be-
sonders im wirtschaftlichen Bereich auf man-
che Hindernisse. Bei mangelnder Erfahrung
mit marktwirtschaftlichen Wirtschaftsprozes-
sen mußte der Versuch, die chinesische Plan-
wirtschaft durch Einbau von Preismechanis-
men aufzulockern, auf besonders große
Schwierigkeiten stoßen. Vielfach fehlt ein
brauchbares betriebliches Rechnungswesen,
das in der Lage ist, sachgerecht Kosten und
Gewinne zu ermitteln.
Besonders schwache Glieder der chinesi-
schen Industriewirtschaft bilden die Schlüs-
selbereiche Energie und Verkehr. Trotz einer
Erhöhung der Primärenergieerzeugung kam
es in den letzten Jahren wegen Energieman-
gel vielfach zu Produktionseinschränkungen.
Engpässe im Verkehrswesen behindern die
arbeitsteilige Integration von lokalen und re-
gionalen Spezialisierungsmaßnahmen.
Offenbar bestehen gegenwärtig einige
schwerwiegende Zielkonflikte: Auf dem
XII. Parteitag wurde am 1. September 1982
das Wachstumsziel für den Wirtschaftsaufbau
Chinas bis Ende dieses Jahrhunderts festge-
legt. Der jährliche Bruttoproduktionswert von
Industrie und Landwirtschaft soll in diesen
zwei Jahrzehnten vervierfacht werden. Dies
bedeutet ein jahresdurchschnittliches globa-
les Wachstum von 7,2 Prozent.
Ein weiteres, wesentliches Ziel der Reformpo-
litik bilden die Entzerrung der gesamten
Preisstruktur und der Abbau der Subven-
tionswirtschaft, verbunden mit dem Übergang
zu realistischen Kosten und Knappheitsprei-
sen.
Das dritte Ziel mit hohem Prioritätsgrad bil-
det die Aufrechterhaltung der monetären Sta-
bilität, also die Vermeidung von inflationisti-
schen Entwicklungstendenzen. Zhao Ziyang
hat nunmehr auf der 3. Tagung des VI. Natio-
nalen Volkskongresses am 27. März 1985
deutlich gemacht, daß im Jahre 1984 eine ex-
zessive wachstumsbedingte Ausweitung des
Kreditvolumens die Lohn-Preis-Spirale derart



in Bewegung gesetzt hat, daß sie nicht nur die
monetäre Stabilität aufzuheben droht, son-
dern auch erforderliche Preisanpassungen ge-
radezu blockieren muß. Die chinesische Re-
gierung hat daher die gesamte umlaufende
Geldmenge einer strengen Kontrolle unter-
worfen. Darüber hinaus hat sie nicht gezögert,

„die Jagd nach einer unangemessenen hohen
Wachstumsrate" — wie es offiziell heißt —
aufzugeben. Sie folgt damit dem Gebot der
Stunde, sichert auf diese Weise die konse-
quente weitere Durchsetzung des Reformkur-
ses und schafft damit auch eine neue Basis für
zukünftiges stetiges Wachstum.

IV. Fortsetzung des neuen Kurses?

Angesichts der vielfältigen Schwierigkeiten
wird man die chinesische Führung bewun-
dern müssen, daß sie nicht nur ihren Kurs bis
heute durchgehalten hat, sondern zielstrebig
Schritt für Schritt auch weiterhin den vorge-
zeichneten Weg gehen will. Die Erfolge sind
ja auch nicht ausgeblieben. Entscheidend
wird allerdings sein, daß sie in Besonnenheit
den pragmatischen Kurs beharrlich fortsetzt
— und dies über die Ära Deng Xiaoping hin-
aus.
Aber wird man dies ohne weiteres unterstel-
len können? Ist nicht die Geschichte der
Volksrepublik China seit ihrer Gründung im
Jahre 1949 schließlich-über lange Zeitstrek-
ken die Geschichte schroffer, unvorhergese-
hener Kehrtwendungen? Ist demnach nicht in
Rechnung zu stellen, daß sich eines Tages
wieder einmal die politische Richtung ändert,
daß möglicherweise erneut der „Wind von
links“ zu wehen droht und einem pragma-
tisch-vernünftigen Handeln ein Ende setzt?
Allzu häufig wie auch recht einseitig wird bei
solchen Überlegungen das Augenmerk auf
die Massenhysterie der Kulturrevolution mit
all ihren exzessiven Ausschreitungen ge-
lenkt. übersehen wird indessen, daß die chi-
nesischen Kommunisten nicht erst bei der
Durchführung der Wirtschaftsreformen, son-
dern bereits lange vor der Gründung der

Volksrepublik China nach Kräften bemüht
waren, ihren eigenen Weg zu gehen.
Immer wieder ist auf die vorrangige Bedeu-
tung des chinesischen Alltags gegenüber ei-
nem abstrakten Marxismus und blutleeren
Dogmatismus verwiesen worden. Der Phalanx
illusionsloser, pragmatisch orientierter Spit-
zenfunktionäre gehörte einst auch Mao an,
der 1938 vor dem 6. Plenum des VI. Zentralko-
mitees erklärte: „Man muß die ausländischen
Schemata beseitigen, weniger hohle abstrakte
Phrasen dreschen und den Dogmatismus ru-
hen lassen; an ihre Stelle sollen der frische,
lebhafte chinesische Stil und die frische, leb-
hafte chinesische Manier treten, die bei den
einfachen Menschen Chinas so beliebt
sind.“44) Der Vater der chinesischen Wirt-
schaftsreformen, der am 22. Februar 1983 ver-
storbene Wirtschaftswissenschaftler Sun Ye-
fang, hatte bereits in den fünfziger Jahren
einschneidende Reformkonzepte entwickelt
Berücksichtigt man ferner, daß in den vergan-
genen Jahrzehnten nach und nach weitere
ideologische Rückstände abgebaut worden
sind, dann besteht wohl wenig Grund, über
den gegenwärtigen Reformkurs irgendwie er-
staunt oder überrascht zu sein.



Thomas Scharping

Demographische Entwicklung und Bevölkerungspolitik
in der Volksrepublik China

Die chinesische Regierung hat auf dem Feld
der Bevölkerungspolitik ein schweres Erbe
angetreten. Sie bewegt sich in einem gesell-
schaftlichen Umfeld, das durch jahrhunderte-
langen Familienkult und durch die positive
Einstellung zu hohen Bevölkerungszahlen ge-
kennzeichnet ist. Noch heute herrscht in der
chinesischen Gesellschaft ein faktischer Ehe-
und Gebärzwang, der aus früheren Perioden
der europäischen Geschichte durchaus be-
kannt ist: Mit 27 bis 29 Jahren sind über 95%
aller Mädchen verheiratet, ein Jahr nach der
Hochzeit sind mehr als 85% von ihnen
schwanger. Wären nicht langjährige Kampa-
gnen für die Spätehe geführt worden, so
würde das Heirats- und Gebäralter noch we-
sentlich niedriger liegen ’)•
Wer als Mädchen, in geringerem Maße auch
als Mann, in den entsprechenden Altersgrup-
pen unverheiratet geblieben ist, wird zu ei-
nem Problemfall für seinen gesamten Ver-
wandten- und Bekanntenkreis, der nicht ra-
stet und ruht, bis ein Ehepartner gefunden ist
Ehe, Familie und Geburt gehen danach eine
untrennbare Verbindung ein. Liebesheiraten
sind eine relativ junge Errungenschaft, ro-
mantische Gefühle werden nach wie vor stark
durch wirtschaftliche und familiäre Gesichts-
punkte überlagert. Daß viele Kinder etwas
Gutes bedeuten, hat die konfuzianische Tradi-
tion tief in den Köpfen der Menschen veran-
kert. Unter den Kindern sind natürlich vor
allem die Söhne geschätzt, zum einen als Ar-
beitskräfte, zum anderen, weil allein sie den
Ahnenkult fortsetzen können. Mädchen hin-
gegen gelten weniger; sie werden bis heute
von einer frauenfeindlichen Umgebung häu-
fig gesellschaftlich diskriminiert.
Der Familienkult ist aber nicht nur als gesell-
schaftliches Phänomen zu betrachten. Immer
wieder ist er in der Geschichte auch vom
Staat aktiv unterstützt worden. So haben chi-
nesische Herrscher stets aus wirtschaftlichen
Erwägungen heraus eine große Bevölkerungs-

1)H. Yuan Tien, Age at Marriage in the People's
Republic of China, in: China Quarterly, 93(1983),
S. 90—107.

I. Das traditionelle Umfeld
zahl angestrebt, verwandelten sich doch die
Kinder von heute in die Steuerzahler von
morgen. Aus dem 9. Jahrhundert ist uns die
berühmte Polemik der konfuzianischen Bü-
rokratie gegen den buddhistischen Klerus
überliefert, worin es heißt, der Zölibat zer-
störe die gesellschaftliche Ordnung, verhin-
dere die Fortpflanzung und münde gerade-
wegs in die Steuerhinterziehung2).

2) C. K. Yang, Religion in Chinese Society, Berkeley
1961, S. 199—204.
3) Sun Zhongshan, Sanminzhuyi, Taibei 1970, S. 11,
13—14.
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Die wiederholten Kriege mit westlichen Staa-
ten im Zeitalter des Imperialismus, die chine-
sischen Bürgerkriege und Revolutionen schu-
fen ein Klima des Nationalismus, der mit der
traditionellen Geisteshaltung auf dem Gebiet
der Bevölkerungspolitik eine enge Verbin-
dung einging. Zwei Zitate, das eine von Sun
Yat-sen, dem Vater der chinesischen Repu-
blik, das andere von Mao Zedong, der beherr-
schenden Gestalt der revolutionären Bewe-
gung, zeigen diese Verbindung in ihrer natio-
nalistischen und in ihrer kommunistischen
Variante.
Mit Blick auf das Bevölkerungswachstum
Amerikas, Englands, Japans, Rußlands und
Deutschlands äußerte Sun Yat-sen 1924, fünf
Jahre, nachdem in Versailles Chinas halbko-
lonialer Status abermals bekräftigt worden
war: „Was bedeutet es für China, wenn ihre
Bevölkerung dermaßen schnell zunimmt?
Wenn ich ihr Bevölkerungswachstum mit
dem Chinas vergleiche, zittere ich... Momen-
tan reißen die anderen Nationen China nur
deswegen nicht an sich, weil ihre Bevölke-
rung noch kleiner als die unsrige ist. Wenn
nun nach einem Jahrhundert unsere Bevölke-
rung stagniert, ihre jedoch stark zunimmt,
dann werden sie mit ihrer Mehrheit die Min-
derheit unterwerfen und China annektieren.
Wenn diese Zeit gekommen ist, wird China
nicht nur seine Souveränität verlieren und als
Staat untergehen. Nein, auch das chinesische
Volk wird assimiliert werden und als Rasse
verschwinden."3)



Die hier von Sun Yat-sen vor 60 Jahren vorge-
tragene Meinung kann als repräsentativ für
eine ganze Epoche gelten. Bis in die fünfziger
Jahre konnte man im Zentralorgan der Kom-
munistischen Partei Chinas (KPCh) Artikel le-
sen, die mit nur leicht veränderten Worten
die These wiederholen: China braucht viele
Menschen, um nicht unterjocht zu werden;
Geburtenkontrolle ist Mord am chinesischen
Volk4).
Am prägnantesten formulierte Mao Zedong
die jahrelange Haltung der KPCh im Septem-
ber 1949. Sein Kommentar zu den bevölke-
rungspolitischen Argumenten aus dem im
gleichen Jahr veröffentlichten China-Weiß-
buch der amerikanischen Regierung lautete:
„Es ist eine ausgezeichnete Sache, daß China
eine große Bevölkerung hat Sogar wenn sich
die Bevölkerung Chinas auf ein Vielfaches er-
höht, wird es trotzdem durchaus möglich sein,

eine Lösung zu finden. Diese Lösung heißt
Produktion. Die absurden Argumente bürger-
licher Ökonomen, wie zum Beispiel Malthus,
daß die Zunahme der Nahrungsmittel mit
dem Bevölkerungszuwachs nicht Schritt hal-
ten könne, sind nicht nur theoretisch von den
Marxisten schon lange entkräftet worden, sie
sind auch durch die Tatsachen in der nachre-
volutionären Sowjetunion und in den befrei-
ten Gebieten Chinas widerlegt Revolution
plus Produktion können die Ernährungspro-
bleme lösen.. .).5

Dieses Zitat wurde in der offiziellen Ausgabe
der Mao-Schriften kanonisiert. Es ist den
Wortführern einer staatlichen Geburtenkon-
trollpolitik, die ab 1953/54 aktiv zu werden
begannen, immer wieder vorgehalten worden
und hat die chinesische Bevölkerungsplanung
um Jahre zurückgeworfen.

II. Demographische Entwicklung
Traditionelle Einstellungen und nationale
Ressentiments haben die offizielle Bevölke-
rungspolitik häufig extreme Positionen bezie-
hen lassen. Nicht minder virulent ist Chinas
demographische Entwicklung im letzten Jahr-
hundert verlaufen. Nach notwendigerweise
groben Berechnungen rafften zwischen 1850
und 1950 Kriege und Bürgerkriege rund 35 bis
75 Millionen Menschen hinweg, darunter der
große Taiping-Aufstand mit allein 20 bis 50
Millionen Todesopfern. Naturkatastrophen
taten ihr übriges, um die chinesische Bevölke-
rung zu dezimieren. Gang und gäbe waren
Zahlen von 500 000 bis 5 Millionen Toten bei
den verheerenden Dürreperioden und Über-
schwemmungen, die insbesondere Nord-
China periodisch heimsuchen6).
Die politische Stabilität der fünfziger Jahre
und in ihrem Gefolge der steigende Lebens-
standard beschleunigten das Bevölkerungs-
wachstum wieder. Ab 1949 weist die Wachs-
tumskurve steil nach oben, seitdem werden
auch die Probleme der ungebremsten Bevöl-
kerungsdynamik zunehmend akut
Lange Zeit mußten solche allgemeinen Trend-
aussagen präzise Bevölkerungszahlen erset-
zen. Fast 30 Jahre lang war das Ergebnis der

ersten chinesischen Volkszählung von 1953,
die in der Volksrepublik rund 580,60 Millio-
nen Bewohner ermittelte, die einzige einiger-
maßen verläßliche Angabe zur Gesamtbevöl-
kerungszahl. Die 1964 durchgeführte zweite
Volkszählung wurde bis 1979 geheimgehal-
ten; spätere Bevölkerungszahlen aus der Kul-
turrevolution waren inkonsistent und erga-
ben ein widersprüchliches Bild.
1972 klagte der damalige Finanzminister und
heutige Staatspräsident Li Xiannian über die
Datenkonfusion, die selbst in den höchsten
Regierungsorganen herrschte: Die Plankom-
mission rechnete mit weniger als 750 Millio-
nen Menschen, das Handelsministerium ar-
beitete für seine Zwecke mit 830 Millionen.
Dazwischen lagen andere Behörden wie das
Nahrungsmittelministerium, die von 750 bis
800 Millionen Menschen ausgingen7). Noch
größere Abstände klafften fünf Jahre später
zwischen verschiedenen westlichen Modell-
rechnungen, die fragmentarische Angaben
aus China mit angenommenen Zuwachsraten
kombinierten: 1977 lagen die niedrigsten und
höchsten westlichen Schätzungen der Ge-
samtbevölkerungszahl um fast 150 Millionen
auseinander. Allgemein bestand die Tendenz,
die niedrigen Ansätze zu übernehmen, die



von chinesischen Politikern noch Mitte der
siebziger Jahre auf internationalen Konferen-
zen verbreitet wurden8).
Erst nach dem Ende der Kulturrevolution,
nach dem Wiederaufbau der chinesischen
Nationalstatistik und der Überprüfung der
Melderegister wurden die chinesischen An-
gaben präziser. Ganz im Sinne ihres Wahl-
spruchs „Die Wahrheit in den Tatsachen su-
chen" ordneten die Pekinger Reformpolitiker
eine neue Volkszählung an, die eine General-
inventur der wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Zustände im Lande gestatten
sollte. 1982 wurde dieser dritte Zensus in der
Geschichte der Volksrepublik abgehalten.
Seitdem sind seine vorläufigen Ergebnisse so-
wie eine Fülle weiterer Bevölkerungszahlen
bekanntgegeben worden, darunter auch zu-
sätzliche Daten aus den vorangegangenen
Zählungen von 1953 und 1964, die ein völlig
neues Licht auf Chinas Bevölkerungsentwick-
lung in den letzten drei Jahrzehnten wer-
fen 9).

1. Hohe Gesamtbevölkerungszahl

Der demographische Befund ergibt, daß Chi-
nas Politiker bis Mitte der siebziger Jahre die
ihnen unterstellte Bevölkerung um rund 100
Millionen Menschen unterschätzt haben. All-
gemein haben sich die Modellrechnungen mit
relativ hohen Ansätzen bestätigt, lag doch die
im Juli 1982 erhobene Gesamtbevölkerungs-
zahl von 1008,18 Millionen Menschen auch
im oberen Bereich der verschiedenen westli-
chen Schätzungen10).

2. Ungleichmäßige Siedlungsdichte

Ebenfalls bestätigt hat sich 1982, daß die Be-
völkerungsverteilung innerhalb Chinas nach
wie vor äußerst ungleich geblieben ist. Wie
die folgende Karte zeigt, zerfällt das Riesen-
reich hinsichtlich seiner Bevölkerungsdichte
weiterhin in drei scharf voneinander ge-
trennte Zonen: das Kerngebiet, mit seinen
fruchtbaren Schwemmlandebenen und Bek-
kenlandschaften im Norden, Osten und Süd-
osten, in denen sich die Masse der Bevölke-
rung ballt; eine schon wesentlich dünner be-
siedelte Zone im Nordosten, Südwesten und
Süden; die weiten Steppen-, Wüsten- und
Berggebiete im Westen und Norden sowie im
äußersten Nordosten und Südwesten, wo die
chinesische Ackerbaukultur an ihre natürli-
chen Grenzen stößt
Als Rohstofflieferanten, Leerräume bzw. stra-
tegische Schlüsselregionen haben die Rand-
gebiete stets die Aufmerksamkeit von Wirt-
schaftsplanern und Geopolitikern auf sich ge-
zogen. Umsiedlungsaktionen und Neuland-
kampagnen, Industrieansiedlungen und der
Ausbau des Verkehrsnetzes waren ihre Ant-
worten auf das erhebliche Regionalgefälle in-
nerhalb des Landes. Viele chinesische Politi-
ker und Sozialwissenschaftler haben daran
die Hoffnung geknüpft, die Bevölkerung aus
dem stark besiedelten Osten in den bevölke-
rungsschwachen Westen umverteilen zu kön-
nen. Auffällig hohe Wachstumsraten der Be-
völkerung in der Inneren Mongolei und der
nördlichen Mandschurei sowie in den nord-

- westlichen Regionen Xinjiang, Ningxia und
Qinghai zeugen von diesen Bemühungen.
Hier lag der durchschnittliche jährliche Zu-
wachs zwischen 1953 und 1982 bei 2,9 bis
3,5%, während er sich im übrigen Land um
rund 1,8% bewegte. Die extrem unterschiedli-
chen Basiszahlen haben jedoch die Zuwachs-
raten kaum zum Tragen kommen lassen und
dafür gesorgt, daß insgesamt nur eine gering-
fügige Verlagerung der Bevölkerungsanteile
eingetreten ist: 1953 besaßen die genannten.
Regionen etwa 4,7% der chinesischen Bevöl-
kerung, 1982 waren daraus 7,2% geworden.



3. Verstädterung

Nach der hohen Gesamtbevölkerungszahl
und der äußerst ungleichmäßigen Siedlungs-
dichte stellt die Verstädterung das dritte der
chinesischen Bevölkerungsprobleme dar.
Auch China bildete in den fünfziger Jahren
keine Ausnahme von dem weltweiten Trend
zu Landflucht und Überurbanisierung. Schau-
bild 1 zeigt daß mit dem Höhepunkt des Gro-
ßen Sprunges im Jahre 1960 auch ein erster
Gipfel der Stadtentwicklung erreicht war.
Von den Industrialisierungsparolen angezo-
gen, strömten arbeitssuchende Bauern mas-
senhaft in die Städte ein. Ab 1961 begannen
die chinesischen Urbanisationsraten jedoch
erheblich von dem in anderen Entwicklungs-
ländern üblichen Bild abzuweichen: Groß an-
gelegte Rücksiedlungsaktionen entfernten
Millionen der eben erst neu rekrutierten Ar-

beitskräfte wieder aus den Städten; scharfe
Zuzugsbeschränkungen engten die regionale
Mobilität ein; und zunehmend wurden auch
städtische Bevölkerungsschichten von den
zwangsweisen Landverschickungen erfaßt
Auf diese Weise wurde die Gesamtzahl der
Stadtbevölkerung von 130,73 Millionen im
Jahre 1960 auf 116,46 Millionen im Jahre 1963
gesenkt.

1964 hatte sich China von den schweren Ver-
lusten des Großen- Sprunges so weit erholt, 
daß sowohl die absoluten Zahlen wie auch
der Anteil der Stadtbevölkerung wieder
hochschnellten. Danach stiegen zwar die ab-
soluten Zahlen weiter leicht an, die Urbanisa-
tionsrate fiel jedoch dank neuer Umsiedlungs-
aktionen städtischer Arbeitsloser bis zu ei-
nem Tiefpunkt von 17,1% im Jahre 1972. Ge-
genläufige Migrationsbewegungen, die teils



neue Arbeitskräfte vom Land in die Städte
zogen, teils Stadtbewohner aufs Land versetz-
ten und wieder andere Stadtbewohner aus
den Dörfern zurück in die Städte holten,
kennzeichneten die späten siebziger Jahre, in
denen die Urbanisationsraten erneut zu klet-
tern begannen11).
Im Jahre 1979, dem Jahr des endgültigen in-
nenpolitischen Kurswechsels, wurde schließ-
lich endgültig ein Wendepunkt erreicht Seit-
dem sorgen Wirtschaftsreformen und Rück-
wanderungen zwangsumgesiedelter Stadtbe-
wohner für eine rasante Beschleunigung des
städtischen Wachstums. Eingemeindungen

von Dörfern im Umland der Städte treiben die
Urbanisationsraten zusätzlich nach oben. Zwi-
schen 1978 und 1983 ist die Gesamtzahl der
Stadtbevölkerung um 68,81 Millionen Men-
schen angewachsen — ein absoluter Zuwachs
innerhalb von fünf Jahren, der größer ist als
der gesamte Zuwachs in den zwei Jahrzehn-
ten von 1958 bis 1978. Angesichts dessen wird
die chinesische Regierung sehr darauf achten
müssen, daß ihr die Urbanisierungsprobleme
im Zuge der gegenwärtigen Modernisierungs-
politik nicht über den Kopf wachsen.

4. Aktuelle Geburten- und Sterberaten

Neben den in jeder Hinsicht atypischen Mi-
grations- und Urbanisationsziffern sind vor al-
lem die chinesischen Geburten- und Sterbera-
ten von größerem Interesse. Schaubild 2 ver-
gleicht ihre Höhe mit den entsprechenden
Daten für andere Ländergruppen. Es sind An-
gaben für das Jahr 1980, aus dem die letzten
Vergleichszahlen vorliegen: ,



China weist im Vergleich zu anderen Ent-
wicklungsländern eine bemerkenswert nied-
rige Geburtenrate auf, was zweifellos auf die
erfolgreiche staatliche Geburtenkontrolle zu-
rückzuführen ist. Während die Geburtenrate
das niedrige Niveau der westlichen Industrie-
staaten noch nicht ganz erreicht, hat die Ster-
berate dieses bereits unterschritten. Mehrere
Faktoren sind hierfür verantwortlich: Zum ei-
nen spiegeln sich in den Sterberaten die gro-
ßen gesundheitspolitischen Leistungen der
Volksrepublik, in deren Folge die Lebens-
dauer der Menschen deutlich gestiegen ist
Um 1980 lag die durchschnittliche Alterser-
wartung in China bei 68 Jahren, in Indien und
Indonesien hingegen bei 52 bis 53 Jahren. Die
Vergleichswerte für die Industriestaaten be-
trugen 71 bis 75 Jahre 2). Zum anderen erklärt12

sich die niedrige chinesische Sterberate aber
auch aus der Altersstruktur der Bevölkerung:
Über die Hälfte aller Chinesen ist jünger als
25 Jahre — ein gewaltiger Kontrast zu den
überalterten Populationen der westlichen
Welt

5. Bevölkerungsdynamik seit 1950

All diese Zahlen liefern natürlich nur eine
Momentaufname für das Jahr 1980. Die heu-
tige Bevölkerungsstruktur ist jedoch nicht das
Produkt aktueller Zuwachsraten. Sie resul-
tiert vor allem aus den langfristigen bevölke-
rungsdynamischen Trends früherer Jahre. Be-
trachtet man nun in Schaubild 3 die Werte für
Geburtenraten, Sterberaten und natürlichen
Zuwachs seit 1950, so zeichnet sich eine er-
staunliche Zickzack-Kurve ab:



Bis Ende der fünfziger Jahre durchläuft China
eine typische demographische Übergangspha-
se: Die Geburtenraten bleiben hoch, die Ster-
beraten sinken, als Resultat ergibt sich ein
starker natürlicher Zuwachs. Ab 1958 fällt die
Geburtenrate bis auf ein Tief von 1,8% im
Jahre 1961 ab, um danach im Jahre 1963 eine
Rekordhöhe von 4,3% zu erreichen. Die Ster-
beraten zeichnen diese Entwicklung spiegel-
bildlich nach. So schnellt die Sterbeziffer von
den Ende der fünfziger Jahre üblichen 1,1 bis
1,2% plötzlich auf 2,5% im Jahre 1960 hoch,
wonach sie sich erneut auf dem früheren
Stand einpendelt und dann bis 1980 langsam
zurückgeht.
Der heftige Ausschlag der Kurven zeigt die
demographischen Auswirkungen einer Tra-
gödie an, deren wirtschaftliche, gesellschaftli-
che und ideologische Folgen die chinesische
Politik bis in die achtziger Jahre hinein er-
schütterten: Wie aus der bis in den negativen
Bereich fallenden Kurve für den natürlichen
Zuwachs hervorgeht, hat China in der Krise
des Großen Sprunges erhebliche Bevölke-
rungsverluste erlitten. Eine verhängnisvolle
Mischung aus wirtschaftspolitischen Fehlpla-
nungen, außenpolitischen Verwicklungen und
klimatisch bedingten Naturkatastrophen be-
wirkte, daß zwischen 1958 und 1961 schät-
zungsweise 17 Millionen Menschen verhun-
gerten. Zählt man einen zusätzlichen Fehlbe-
trag durch weit unterdurchschnittliche Ge-
burtenzahlen hinzu, dann haben die Bevölke-
rungsverluste mehr als 47 Millionen betragen.
Die genauen Zahlen werden niemals ergrün-
det werden können, verbergen sich doch in
den offiziellen Bevölkerungsdaten aus dieser
Zeit nach wie vor zahlreiche Inkonsistenzen,
die auf unzureichende Statistiken hindeuten.
Fest steht nur, daß China Anfang der sechzi-
ger Jahre weitgehend unbemerkt von der
Weltöffentlichkeit eine der schwersten Hun-
gerkatastrophen dieses Jahrhunderts erlebt
hat /

Nach dem tiefen Einschnitt der frühen sechzi-
ger Jahre erholen sich die Zuwachsraten wie-
der, obwohl ihre Höhe in den Jahren 1962
und 1963 statistisch übertrieben sein kann. Ab
1964 fallen die Geburtenraten, unterbrochen
nur von einem kurzfristigen Neuanstieg wäh-
rend der Kulturrevolution. In den siebziger
Jahren nimmt der Rückgang der Geburtenra-
ten dann dramatische Formen an. Erst seit
1980 ist dieser Trend wieder in Frage gestellt,
ein Umstand, der auf die chinesischen Wirt-
schaftsreformen zurückzuführen und noch an
anderer Stelle zu erörtern ist

6. Zukünftige Entwicklung

Wie wird sich Chinas Bevölkerung bis An-
fang des nächsten Jahrhunderts weiterent-
wickeln? Schaubild 4 versucht diese Frage an-
hand von zwei Projektionen zu beantworten:

Gehen die hier zugrunde gelegten Wünsche
der chinesischen Regierung aus dem Jahr
1980 in Erfüllung, dann werden die Geburten-
raten bis auf ein Niveau von 1,3 bis 1,4% im
Jahre 1995 weiter sinken. Danach würden sie
sogar auf 0,7 bis 0,8% fallen. Die Sterberate
bliebe weiter niedrig und würde erst nach der
Jahrhundertwende auf Grund einer dann ver-
änderten Alterspyramide wieder steigen. Chi-
nas Gesamtbevölkerungszahl würde auf diese
Weise ein Maximum von rund 1,2 Milliarden
Menschen im Jahre 2000 nicht oder nur un-
wesentlich überschreiten. Die Gesamtbevöl-
kerungszahl würde sich etwa 15 Jahre auf
diesem Plateau halten und dann langsam zu-
rückgehen.



Sollte die Geburtenkontrolle nicht im ge-
wünschten Umfang wirksam werden, würde
hingegen ein hoher Preis zu entrichten sein.
Aus der Fülle an verschiedenen Modellrech-
nungen sei hier die Projektion der Weltbank
aus dem Jahre 1981 herausgegriffen, die wie
die chinesische Projektion bei einem Bevölke-
rungsstand von rund 977 Millionen Menschen
im Jahre 1980 beginnt13). Die Weltbank hält
es für schwierig, die Geburtenraten noch wei-
ter unter ihr jetziges, ohnehin niedriges Ni-
veau zu drücken. Sie veranschlagt daher ei-
nen wesentlich langsameren Rückgang der
Raten auf ca. 1,8% im Jahre 1995 und 1,4 bis

1,7% in den folgenden drei Jahrzehnten. Da
die Weltbank eine ungünstigere Altersstruk-
tur der Bevölkerung voraussetzt, bleiben ihre
projizierten Sterberaten unter den chinesi-
schen Ansätzen.
Der Effekt dieser unterschiedlichen Annah-
men wäre bis 1990 kaum meßbar. Im Jahre
2000 ergäbe sich jedoch bereits eine Differenz
von etwa 37 Millionen Menschen. Nach die-
sem Zeitpunkt würden die Unterschiede der
Geburten- und Sterberaten allerdings voll auf
die Bevölkerungszahlen durchschlagen, denn
zwanzig Jahre später wäre die Differenz auf
248 Millionen Menschen angewachsen!

III. Bevölkerungspolitik

Die negativen Auswirkungen eines unge-
bremsten Bevölkerungswachstums haben die
chinesische Führung erst relativ spät zu einer
aktiven Bevölkerungspolitik bewogen. Die er-
sten zaghaften Ansätze zu einer Geburten-
kontrollpolitik lassen sich auf das Jahr 1953
datieren, als das Gesundheitsministerium
seine Bestimmungen gegen Empfängnisver-
hütung und Schwangerschaftsabbruch zu
überarbeiten begann. Die vereinzelten positi-
ven Stellungnahmen zur Geburtenkontrolle
wurden dabei unter dem ideologisch unver-
dächtigen Motto des „Wohls von Mutter und
Kind" abgegeben. 1956 unterstützte zuerst
Zhou Enlai in der Öffentlichkeit eine behut-
same Geburtenkontrolle; ein Jahr später
schloß sich Mao Zedong den Stimmen an, die
vor zunehmenden Problemen im Ernährungs-,
Bildungs- und Beschäftigungssektor warn-
ten ).14

Der Zeitpunkt dieser Äußerungen war alles
andere als zufällig. Er fiel in eine Periode, in
der wachsende Landflucht, städtische Versor-
gungsprobleme und die ersten Anzeichen ei-
ner neu ausbrechenden Arbeitslosigkeit,
überfüllte Schulen, erschöpfte Bildungsetats
und streikende Studenten Chinas Politiker
aufhorchen ließen.
Große Erfolge waren der nur zögernd aufge-
nommenen Bevölkerungspolitik freilich nicht

beschieden, denn sie mußte sich weiter mit
dem Vorwurf des Malthusianertums ausein-
andersetzen. Ende 1958 fiel sie endgültig dem
Großen Sprung zum Opfer. Leitmotiv dieser
Kampagne war die Vorstellung, durch die
Mobilisierung des revolutionären Willens
und durch den Masseneinsatz billiger Ar-
beitskräfte die mangelnden finanziellen und
technologischen Ressourcen beim Wirt-
schaftsaufbau ausgleichen zu können. China
wollte binnen weniger Jahre England überho-
len, in einem einmaligen Kraftakt all seine
Entwicklungsprobleme bewältigen. Und dafür
brauchte es nach Auffassung der Ideologen
vor allem eine große Bevölkerung. Der
Mensch ist primär Produzent und erst sekun-
där Konsument — so lautet der Kernsatz ei-
ner berühmt gewordenen Polemik um Mar-
xismus und Malthusianismus, als deren Kon-
sequenz Ma Yinchu, Rektor der Beijing-Uni-
versität und profiliertester Fürsprecher einer
ökonomisch motivierten Geburtenkontrolle,
aus seinen Ämtern entfernt und mundtot ge-
macht wurde ).15

Erst unter dem Eindruck der schweren Wirt-
schaftskrise, die China als Folge des Großen
Sprunges erlebte, wurde ab 1962 wieder an
die Politik 1956/57 angeknüpft. Umsiedlungs-
programme, Propagierung der Spätehe, Ge-
burtenplanung und ein neues Interesse für
den schon 1956/57 legalisierten Schwanger-
schaftsabbruch kennzeichneten die frühen
sechziger Jahre.
In diesem Zusammenhang wirft der Bericht
zweier langjähriger China-Freunde bezeich-



nende Schlaglichter auf das konfuzianisch ge-
prägte und kommunistisch durchsetzte Mi-
lieu, in dem sich die erneute politische
Schwenkung vollzog: Edgar Snow und Han
Suyin, häufige Besucher der Volksrepublik,
berichteten in den sechziger und siebziger
Jahren, daß seit gewisser Zeit Frauen selbst
über eine Abtreibung bestimmen können,
ohne die vorherige Einwilligung von Ehe-
mann, Großeltern, Arbeitgeber und zuständi-
gem Parteifunktionär einholen zu müssen ).16

Auch der zweite Anlauf zu einer staatlichen
Geburtenplanung verlief nach vier Jahren
wieder im Sande: 1966 begann die Kulturre-
volution. Zwar lehnte die linke Parteifraktion
eine Geburtenkontrolle nicht mehr rundweg
ab, doch bewirkte der Zusammenbruch der
staatlichen Verwaltung und vieler Kontrollin-
stanzen, daß die Kampagne nicht mehr aktiv
weiterverfolgt wurde. Niemand führte die
Melderegister, niemand fertigte Statistiken
an, niemand vergab Belohnungen oder Stra-
fen. Viele junge Menschen nutzten die unge-
wohnte Freiheit der Rotgardistenbewegung,
um vorher verpönte voreheliche Geschlechts-
beziehungen aufzunehmen. Auch hierdurch
wurde in der Kulturrevolution die Geburten-
rate kurzfristig wieder nach oben getrie-
ben ).17

Eine größere Durchschlagskraft gewann die
Geburtenkontrolle erst zu Beginn der siebzi-
ger Jahre, nach dem Ende der spontanen
Phase der Kulturrevolution und nach der
Wiedererrichtung des staatlichen Gewaltmo-
nopols. 1971 trat der Staatsrat mit einer neuen
Weisung zur Bevölkerungspolitik hervor,
1974 wurde die Existenz einer direkt der Re-
gierung unterstellten Führungsgruppe für Ge-
burtenplanung bekannt. Seit dieser Zeit erfaß-
ten die Propagandakampagnen und verschie-
denen Kontrollmaßnahmen auch zunehmend
die ländliche Bevölkerung, die von den frühe-
ren Kampagnen zur Beschränkung der Gebur-
tenzahl nur oberflächlich berührt worden war.
Die Verkündung ehrgeiziger Planziffern zur
Senkung der Geburtenrate im Jahre 1978, die
im darauffolgenden Jahr beginnende Propa-
gierung der Ein-Kind-Ehe und ihre Durchset-
zung mittels finanzieller Sanktionen sowie
die zunehmende Perfektionierung des stati-
stischen Apparates stellten weitere Meilen-

steine auf dem Weg zur heute in China prak-
tizierten Geburtenkontrolle dar ).18

Wie sieht nun die heutige Politik im einzel-
nen aus? Welche Ziele strebt sie an, welcher
Mittel bedient sie sich?
Folgende Merkmale zeichnen das chinesische
Konzept aus und verleihen ihm seinen auf der
ganzen Welt einmaligen Charakter:
Bemerkenswert ist die außerordentlich klare
Zieldefinition der heutigen chinesischen Be-
völkerungspolitik. Die Probleme des Bevölke-
rungswachstums sind mit allen ihren ökono-
mischen und ökologischen Implikationen er-
kannt. Sie werden seit etwa sechs Jahren so-
wohl in den demographischen Fachzeitschrif-
ten als auch in der breiteren Öffentlichkeit
ausführlich diskutiert. Dabei ist die Beschrän-
kung der Geburtenzahlen nicht nur als legiti-
mes Feld staatlicher Politik bestätigt, sondern
inzwischen auch zum Verfassungsgebot erho-
ben worden — ein weltweit beispielloser Vor-
gang. Artikel 25 der vierten chinesischen Ver-
fassung vom Dezember 1982 verpflichtet den
Staat zur Geburtenplanung, „um die Bevölke-
rungszahlen mit den verschiedenen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Entwick-
lungsplänen in Einklang zu bringen"; Arti-
kel 49 führt die Geburtenplanung unter den
grundlegenden Rechten und Pflichten der
Bürger auf; Artikel 89 macht den Staatsrat für
ihre administrative Umsetzung verantwort-
lich19).
Schon 1978 verkündete der damalige Mini-
sterpräsident Hua Guofeng das Ziel, die Ge-
burtenrate bis 1980 auf ungefähr 1% zu sen-
ken20). Dies konnte indessen nicht eingehal-
ten werden, so daß seither die Pläne modifi-
ziert wurden: Noch 1979 wurden Zuwachsra-
ten von lediglich 0,5% im Jahre 1985 und 0%
im Jahre 2000 angestrebt, mittlerweile gehen
die Zielprojektionen für die entsprechenden
Jahre von 1,2% und 0,1% aus21).
Um diese niedrigen Raten trotz einer stark
wachsenden Zahl von Heiratskandidaten er-
reichen zu können, wurde der Empfehlungs-
charakter der Ein-Kind-Ehe binnen kurzer
Zeit zu einer Vorschrift verschärft. Während
die staatlichen Pläne Anfang 1979 nur ca. 20%
der städtischen und 5% der ländlichen Paare



für die Ein-Kind-Ehe mobilisieren wollten,
wurden die Marken ein Jahr später auf 95%
bzw. 90% heraufgesetzt22). Ziel aller Maßnah-
men ist es, die Bevölkerung nicht über 1,2
Milliarden Menschen im Jahre 2000 anwach-
sen zu lassen. Dieses Ziel wurde in die per-
spektivische Wirtschaftsplanung aufgenom-
men, regionale Jahrespläne definieren die zu 
seiner Erreichung notwendigen Etappen23).
Administrativ unterscheidet sich die chinesi-
sche Geburtenplanung von der in den mei-
sten anderen Ländern der Dritten Welt prak-
tizierten Verwaltungsform durch einen we-
sentlich höheren Grad an vertikaler Organi-
sation. Die Zersplitterung der Kompetenzen
unter Gesundheitsministerium, Wirtschafts-
ministerium, Innenministerium, verschie-
denen Kommissionen und Instituten konnte
vermieden werden. Seit 1981 besitzt die frü-
here Führungsgruppe für Geburtenplanung
den Rang einer ständigen Kommission des
Staatsrates mit untergeordneten Dienststel-
len in allen Provinzen und Städten. Auf dem
Lande reicht ihr Arm bis zur Gemeindeebene,
in den Städten bis zur Ebene der Straßenko-
mitees, Großbetriebe oder größeren Institu-
tionen. Die Kommission untersteht einem Mi-
nister, der seinerseits dem Ministerpräsiden-
ten und dem Politbüro gegenüber verantwort-
lich ist. Somit kann die Planung und Umset-
zung der Geburtenkontrolle in relativ hohem
Maße zentral überwacht werden24).
Die in China angewandten Methoden der
Empfängnisverhütung sind vielfältig. Rund
50% der Ehepaare, die kostenlos abgegebene
Kontrazeptiva verwenden, benutzen Pessare,
während der Gebrauch von Ovulationshem-
mern und Kondomen, die in den sechziger
Jahren eine große Verbreitung besaßen, an-
scheinend rückläufig ist. Letztere wurden
noch 1978 von jeweils 12% und 7% der Gebur-
tenplanung praktizierenden Ehepaare ange-
wandt, 1982 war ihr Anteil auf 8% bzw. 2%
gefallen. Gestiegen ist dagegen der Anteil der
Sterilisierungen, die überwiegend bei Frauen
vorgenommen werden. Hier lauteten die An-
teile für 1978 und 1982 etwa 30% bzw. 35%.
Daneben werden auch in größerem Maße ko-
stenlose Schwangerschaftsunterbrechungen
durchgeführt, wobei 1979 auf rund 17 Millio-
nen Lebendgeburten rund 5 Millionen Abtrei-

bungen kamen. Die Zahl der Abtreibungen ist
offensichtlich erst in den letzten Jahren stark
gestiegen, galten sie doch bis Mitte der siebzi-
ger Jahre als ein gesundheitsgefährdendes
und frauenfeindliches Mittel, das nur auf aus-
drücklichen Wunsch der Betroffenen ange-
wandt werden sollte. Seitdem hat der zuneh-
mende Druck auf die Bevölkerung und auf die
für die Geburtenkontrolle zuständigen Kader
in dieser Frage zu einem Umdenken geführt
Auch mehr oder weniger zwangsweise durch-
■geführte Abtreibungen sind bekanntgewor-
den.

Mit rund 70% liegt der Anteil der verheirate-
ten Frauen im gebärfähigen Alter, die die ver-
schiedenen Methoden der Geburtenverhü-
tung anwenden, in China merklich höher als
in den anderen Entwicklungsländern. Teil-
weise übertrifft er sogar die entsprechenden
Daten für Industriestaaten. Vergleichszahlen
für Ende der siebziger Jahre lauten 23% (In-
dien), 46% (Kolumbien) und 68% (USA)25).
Vielleicht noch wichtiger als die erwähnten
Mittel zur Geburtenverhütung ist ein späte-
res Heiratsalter. Ihm liegt die allgemeine
Überlegung zugrunde, daß sich die potentielle
Zahl an Kindern bei verzöget tem Eheschluß 
verringert und der Zyklus des Generationen-
wechsels verlangsamt wird. Aus diesen Erwä-
gungen heraus hat die Regierung seit den
siebziger Jahren eine intensive Kampagne ge-
gen die Frühehe geführt Die bis 1980 gülti-
gen Regeln gestanden der noch stärker tradi-
tionell geprägten Landbevölkerung ein nied-
rigeres Heiratsalter als in den Städten zu, wo
die Ernährungs-, Beschäftigungs- und Woh-
nungsprobleme auch wesentlich akuter sind.
Auf dem Land durften Frauen frühestens mit
23 Jahren, Männer frühestens mit 25 Jahren
heiraten. In den Städten lagen die Limits bei
25 und 28 Jahren. Dadurch klafften Norm und
Realität der familienrechtlichen Bestimmun-
gen weit auseinander, wurden doch im Ehege-
setz von 1950 ganz andere Grenzen gesetzt
Dort wurde von heiratswilligen Paaren ein
Mindestalter von 18 Jahren für Frauen und
von 20 Jahren für Männer verlangt. Formal
galt das Ehegesetz bis 1980, es wurde jedoch
zunehmend durch Parteidirektiven und durch
Verwaltungsakte wie die Verweigerung von
Ehezeugnissen ausgehöhlt.
Jahrelang ist die Spätehe als großer Erfolg
der Geburtenplanung gefeiert worden. Mit



dem größeren Maß an Freizügigkeit, das
heute in China herrscht, ist es jedoch möglich
geworden, auch die Schattenseiten dieser
Maßnahme zu erörtern und dabei einige Ta-
bus zu brechen. So setzte sich 1980 die Er-
kenntnis durch, daß Spätehen statistisch mit
einem hohen Maß an Jugendkriminalität ein-
hergehen. Sexualdelikte stehen an einer der
ersten Stellen der Verbrechensliste und zei-
gen den Preis der offiziell dekretierten Ent-
haltsamkeit an. Außerordentlich offene Dis-
kussionen im chinesischen Parlament haben
auch die Tatsache zu Tage gefördert, daß
mangelnde Freizeit- und Unterhaltungsange-
bote viele Jugendliche auf die Straße treiben,
den Vandalismus und andere Jugendpro-
bleme zusätzlich verschärfen. Schließlich
stellte sich auch heraus, daß die Zahl der ille-
galen Frühehen in den späten siebziger Jah-
ren immer mehr zugenommen hatte26).
Vor diesem Hintergrund verabschiedete der
Nationale Volkskongreß 1980 ein neues Ehe-
gesetz, in dem das minimale Heiratsalter auf
20 Jahre für Frauen und 22 Jahre für Männer
festgesetzt wurde. Die chinesische Regierung
signalisierte mit dieser Lockerung, daß sie
jungen Menschen zumindest den Rückzug in
ein befriedigendes Privatleben ermöglichen
will, wenn ihnen das kommunistische Utopia
oder auch eine materiell zufriedenstellende
Gegenwart nicht geboten werden können.
Leider hat der Ansturm auf die Heiratsämter,
der nach Verkündung des neuen Ehegesetzes
einsetzte, die eben beschlossene Liberalisie-
rung wieder in Frage gestellt: In der ersten
Hälfte des Jahres 1981 wurden 6,73 Millionen
neue Eheschließungen registriert, in den Ver-
gleichsmonaten des Jahres 1980 waren es nur
3,26 Millionen gewesen. Chinas Führung hat
seitdem Angst vor der eigenen Courage be-
kommen; sie übt abermals Druck auf die Be-
völkerung aus, um das Heiratsalter de facto
wieder heraufzusetzen27).
Die Probleme der Spätehe demonstrieren, wie
die Ebene formaler Rechtsakte durch eine
zweite Ebene informeller Normen überlagert
wird. In diesem Zusammenhang muß auch die
systematische Erzeugung sozialen Drucks ge-
sehen werden, der entscheidend zu den bishe-
rigen Erfolgen der Geburtenkontrolle beige-

tragen hat Es ist ein typisch chinesisches
Mittel, das in dieser Intensität nur noch in
anderen Ländern des konfuzianischen Kultur-
kreises anzutreffen ist. Sozialer Druck ist
nicht nur die ständige Belehrung durch Pro-
paganda und Parteifunktionäre — es sind der
Klassenlehrer und der Elternvertreter in der
Schule, das Arbeitskollektiv und der Genosse
Fabrikdirektor, der Freund der Familie und
die Nachbarin von nebenan, die sich aufopfe-
rungsvoll um die Geburtenplanung kümmern,
mit Rat und Tat zur Seite stehen, rote Ehren-
nadeln verteilen, mahnende Worte fallen las-
sen, in den Kochtopf und auch in das Bett
schauen. Der soziale Druck und die mit ihm
verbundene Kontrolle ist besonders wirksam,
weil die beengten Wohnverhältnisse kaum
Raum für eine Privatsphäre lassen. Die Ge-
burtenplanung ist damit in bemerkenswertem
Umfang zur öffentlichen Angelegenheit ge-
macht und auch durchgesetzt worden.
Dennoch haben selbst diese Maßnahmen
nicht ausgereicht, um die Probleme entspre-
chend dem erklärten Willen der chinesischen
Regierung in den Griff zu bekommen. Des-
halb wurden ab 1979 im Zuge der Wirtschafts-
reform auch ökonomische Hebel zur Durch-
setzung der Ein-Kind-Ehe eingeführt. Zu den
regional unterschiedlich gehandhabten An-
reizen gehören: Dienstbefreiungen bei Ab-
treibungen, Gehaltszulagen von ungefähr 8%
bei Einhaltung der Ein-Kind-Grenze, Bil-
dungs-, Beschäftigungs- und Wohnraumga-
rantien für das Einzelkind, erhöhte Reisratio-
nen. Den Anreizen stehen empfindliche Sank-
tionen gegenüber: die Verpflichtung, alle bis-
herigen Zulagen nach der Geburt eines zwei-
ten Kindes zurückzuzahlen, Gehaltsabzüge
von 5 bis 10% bei der Geburt jedes weiteren
Kindes, Ausschluß des dritten Kindes und al-
ler weiteren Kinder aus der Krankenversiche-
rung, der Wohnraumzuteilung, der Arbeits-
platzvermittlung und der Nahrungsmittelsub-
ventionierung. Das sind drakonische, um
nicht zu sagen brutale Maßnahmen, die zu
großen Härten in der Gesellschaft geführt ha-
ben. Der Widerstand gegen sie ist immerhin
so groß gewesen, daß Partei- und Staatsor-
gane 1982 Sondergenehmigungen für zweite
Kinder in besonderen Ausnahmesituationen
konzedieren mußten28).
Eine Voraussetzung für den Einsatz der ge-
nannten ökonomischen Hebel ist die weitge-



hende Verfügungsgewalt des Staates über die
Menschen, nicht nur in einem politischen Sin-
ne, sondern in einem ganz unmittelbaren Be-
zug zu Arbeitsleben, Wohnverhältnissen und
Nahrungsmittelversorgung. An dieser Verfü-
gungsgewalt ist in den letzten Jahren erheb-
lich gerüttelt worden, richten sich doch zahl-
reiche Reformen gegen die absolute Domi-
nanz von Partei und Staat auf wirtschaftli-
chem Gebiet

So sind im Zuge der landwirtschaftlichen Re-
formen die bisherigen Produktionseinheiten
und Kontrollinstanzen aufgelöst, die Nut-
zungsrechte am Boden und an den Betriebs-
mitteln den einzelnen bäuerlichen Haushal-
ten zugewiesen worden. Da die Zahl der Ar-
beitskräfte einen entscheidenden Faktor für
die Höhe des bäuerlichen Einkommens dar-
stellt, hat diese Politik überall auf dem Land
den unerwünschten Nebeneffekt erneut stei-
gender Geburtenraten hervorgerufen. Außer-
dem hat die Wiederauferstehung des bäuerli-
chen Traditionalismus den Mord an weibli-
chen Säuglingen erneut zu einer ernsten An-
gelegenheit gemacht.

Deswegen wurden 1982 die ökonomischen
Hebel verfeinert Die Bauern sind seitdem
nicht nur vertraglich verpflichtet, eine be-
stimmte Menge an Produkten abzuliefern,
sondern müssen auch eine bindende Zusage
zur Einhaltung maximaler Geburtenzahlen
abgeben. Wird diese Zusage nicht eingehal-
ten, dann werden die staatlichen Ankauf-
preise für das Getreide gesenkt und die
Zwangsabgabenquoten erhöht Außerdem be-
hält sich der Staat das Recht vor, seinen Ver-
trag mit dem betreffenden Bauern generell zu
kündigen. Auch die für die Geburtenplanung
zuständigen Kader sind vertraglich verpflich-
tet worden, auf die Durchsetzung der Spätehe
und die Einschränkung der Kinderzahl zu
achten. Gelingt es ihnen, den Jahr für Jahr
zugeteilten Geburtenplan einzuhalten, dann
empfangen sie eine Gehaltserhöhung; gelingt
es ihnen nicht, dann drohen auch ihnen Ge-
haltseinbußen. Seit 1983 ist auf diese Weise
der erneute Geburtenanstieg der Vorjahre ge-
brochen worden. Ob die Zahl der Säuglings-
morde ebenfalls abgenommen hat, ist unbe-
kannt Der jetzige Mechanismus könnte ihre
Zahl allerdings eher hochtreiben29).

IV. Ausblick

Trotz der einschneidenden Maßnahmen, die
die chinesische Regierung in den letzten Jah-
ren ergriffen hat, sind die Bevölkerungspro-
bleme Chinas alles andere als gelöst. Für die
Zukunft zeichnen sich fünf größere Problem-
felder ab:

a) Demographische Strukturprobleme
Trotz aller Erfolge der Bevölkerungspolitik
muß China weiterhin die Last früherer Fehl-
entwicklungen tragen. Die rigorose Geburten-
kontrolle beginnt erst jetzt auf dem Bildungs-

, sektor Auswirkungen zu zeitigen. Die gebur-
tenstarken Jahrgänge 1963 bis 1970 treten
heute und in den kommenden Jahren auf den
Arbeitsmarkt, schließen Ehen und zeugen
Kinder. Diese Generation wird sich weiter
mit schlechten Bildungschancen, beengten
Wohnverhältnissen und unerfreulichen Be-
rufsaussichten konfrontiert sehen. Die Zahl
der Frauen im gebärfähigen Alter ist gegen-
wärtig doppelt so hoch wie in den fünfziger
Jahren; sie wird erst langsam absinken. Somit
besteht die Gefahr, daß die Geburtenzahlen
trotz aller Einschränkungen wieder klettern.
Vor allem das Beschäftigungsproblem wird

sich erst in längeren Zeiträumen lösen lassen,
da die Zahl der Eintritte in das Berufsleben
bis nach dem Jahr 2000 weiter zunehmen
wird.

b) Akzeptanzschwierigkeiten
Es besteht nicht der geringste Zweifel, daß
das hohe Heiratsalter und die Verpflichtung
zu einer niedrigen Kinderzahl in China äu-
ßerst unpopulär sind. Diese staatlichen Aufla-
gen laufen traditionellen Wertvorstellungen
massiv zuwider, sie greifen tief in die persön-
liche Freiheit der Menschen ein. Mit der poli-
tisch bedingten Vertrauenskrise und dem
daraus resultierenden Konsensverlust nimmt
auch die Bereitschaft zu nonkonformem Ver-
halten zu. Deswegen sieht sich die Regierung
zunehmend gezwungen, ihre Ziele mit
Zwangsmaßnahmen und ökonomischen He-
beln zu verfolgen. Das gesellschaftliche Um-
feld der Geburtenplanung ist also labiler, die
staatliche Überwachung stabiler geworden.



1

c) Ordnungspolitische Zielkonflikte
Während einerseits im Sinne der Modernisie-
rungspolitik mehr gesellschaftliche Frei-
räume geschaffen werden, setzt andererseits
die Geburtenkontrolle alles andere als Frei-
heit voraus. Dieses Dilemma ist in den letzten
Jahren offen zutage getreten und dauert trotz
politischer Korrekturen in. Die ökonomi-
schen Hebel werden mit der angestrebten Li-
beralisierung des Arbeitsmarktes, mit der
größeren Mobilität der Arbeitskräfte, der teil-
weisen Reprivatisierung des Wohnraums und
der beabsichtigten Aufhebung der Nahrungs-
mittelrationierung an Wirkung verlieren.

d) Sozialpolitische Implikationen
Viele junge Chinesen sorgen sich heute um
ihre künftige Altersversorgung, ist doch eine
staatliche Rentenversicherung nur in Ansät-
zen vorhanden. Bis heute ist für die große
Mehrheit der Bevölkerung Altersversorgung
weitgehend deckungsgleich mit Unterhalt
durch die Familie. Ohne eine große Kinder-
zahl bricht dieses System zusammen. Zwar
kann das im Zuge der Geburtenbeschränkung
gesparte Geld nach Ansicht der Ökonomen in
eine staatliche Altersversorgung umgelenkt
werden. Doch sind solche Vorschläge schwer

zu verwirklichen, wenn in einem kapital-
schwachen Entwicklungsland ständig neue
Anforderungen an den Staatshaushalt gestellt
werden. Das Problem, wie in relativ kurzer
Zeit eine staatliche Altersversorgung auf
Massenbasis geschaffen werden kann, bleibt
also bestehen.

e) Kulturelle Auswirkungen
Die kulturellen Konsequenzen der heutigen
Bevölkerungspolitik können nicht statistisch
vorausberechnet werden. Sie sind nur schwer
zu umgrenzen, aber dennoch höchst real. Bis
auf den heutigen Tag ist die chinesische Kul-
tur eine Kultur der Gemeinschafts- und Grup-
penideale, eine Kultur der Erziehung des
Menschen durch Einordnung/Anpassung, Be-
lobigung und Beschämung. Individualismus
ist in dieser Gesellschaft nicht gefragt, er wird
gewöhnlich als asozial bewertet Die Ein-
Kind-Ehe wird eine solche Kultur sehr stark
verändern, weil sie ihr einen Teil ihrer Basis
entzieht. Nicht nur Familienleben und Erzie-
hungsstil werden sich wandeln, sondern letzt-
lich auch die gesellschaftlichen Umgangsfor-
men und die politische Kultur. China könnte
freiere, aber auch rücksichtslosere Menschen
bekommen.



Gerald A. Straka

Bildungspolitik in der Volksrepublik China
Von rot" zu .fachkundig'?

I. Ziele chinesischer Bildungspolitik

„Hauptaufgabe der Schüler und Studenten ist
es zu studieren, sich Buchwissen anzueignen",
„wir müssen den Unterricht mit wissenschaft-
lichen Lehrstoff füllen“, „Prüfungen sind eine

; wichtige Methode zur Überprüfung der Lern-
und Unterrichtsergebnisse“, „wir müssen die

: Unterschiede in der Begabung und in den
Charaktereigenschaften anerkennen .. „ wir
müssen ... die einzelnen Menschen demge-
mäß unterschiedlich behandeln“, „Erziehung
muß den Anforderungen der Entwicklung der

’ Volkswirtschaft entsprechen", „die rasche Ent-
wicklung der Wirtschaft und Technologie er-
fordert eine rasche Erhöhung der Erziehungs-
qualität und-effektivität“4).
Nachdem Hua Guofeng 1980 als Premiermini-
ster zurückgetreten war und 1981 den Vorsitz
der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh)
niedergelegt hatte, setzte sich auf dem XII.
Parteitag der KPCh vom 1. bis 11. September
1982 Dengs Linie durch. Spätere Konferenzen
wie die Erziehungswissenschaftliche Konfe-
renz der Pädagogischen Gesellschaft Chinas
vom 27. Juli bis 1. August 1984 machten sich
dessen Vorstellungen von den „Drei Richtun-
gen" (sänge mianxiang) zu eigen. Ihnen zu-
folge muß Erziehung erstens auf die Moderni-
sierung, zweitens auf die Welt und drittens
auf die Zukunft gerichtet sein5). Auf der zwei-
ten Nationalen Wissenschaftskonferenz vom
2. bis 7. März 1985 verwies Deng ausdrücklich
auf zwei Kerngedanken seiner Rede auf der
ersten Wissenschaftskonferenz vor sieben
Jahren (1978): Wissenschaft und Technik sind
Produktivkräfte und die Intellektuellen gehö-
ren zur Arbeiterklasse (im Gegensatz zu ihrer
Beurteilung als .stinkende Neunte Kategorie'
während der Kulturrevolution)6).
Der neue Kurs wurde in der Verfassung von
1978 — vor allem aber in der Verfassung von

Nach dem Tode Mao Zedongs in der Nacht
vom 8. zum 9. September 1976 und nach dem
Sturz der .Viererbande' am . und 6. Oktober
1976 wurde mit dem XI. Parteitag der Kom
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-
munistischen Partei Chinas vom 12. bis
18. August 1977 eine politische Neuorientie-
rung eingeleitet Deren Ziel ist es, China bis
zum Ende dieses Jahrhunderts zu einem gro-
ßen, starken sozialistischen Land zu machen
w.. mit moderner Landwirtschaft moderner
Industrie, moderner Wissenschaft und Tech-
nik ...). Für dies1 e .Vier Modernisierungen'
— so Deng Xiaoping in seiner Rede vom
18. März 1978 auf der ersten Nationalen Wis-
senschaftskonferenz — liegt der Schlüssel in
der Modernisierung von Wissenschaft und
Technik2).
Zu jener Zeit war noch offen, wie die Vier
Modernisierungen realisiert werden sollten.
Eine Gruppe in der Partei- und Staatsführung
vertrat den Kurs der Massenbildung, eine an-
dere den der Elitebildung. Zur ersten Gruppe
gehörte Hua Guofeng, der sich als Hüter des
Erbes Mao Zedongs verstand. Er betrachtete
die Massen des Volkes mit ihren hunderten
von Millionen als die mächtigste und uner-
schöpfliche Quelle für die Modernisierung
von Wissenschaft und Technik3). In der Eröff-
nungsrede der Nationalen Konferenz über Er-
ziehungsarbeit am 22. April 1978 griff Deng
Xiaoping mit namentlicher Nennung Mao Ze-
dongs und Hua Guofengs deren Vorstellun-
gen über Erziehung und Bildung anfänglich
auf. Im Verlauf seiner Rede jedoch trat immer
deutlicher ein Konzept der Elitebildung her-
vor. Hinweise dafür sind Formulierungen wie





1982 — festgeschrieben, wobei allerdings zu
berücksichtigen ist, daß trotz des dort festge-
legten Stellenwerts von Erziehung und Wis-
senschaft auch in China Verfassungsanspruch
und Verfassungswirklichkeit voneinander ab-
weichen können. Allein schon vom Umfang
her mißt die Verfassung von 1982 Bildung,
Erziehung und Wissenschaft mehr Bedeutung
bei als die Verfassung von 1978. Der Unter-
schied wird noch offensichtlicher, wenn die
entsprechenden Passagen mit der Verfassung
von 1975 — also zum Ausklang der Kulturre-
volution — verglichen werden:
— „... Kultur und Bildungswesen, Literatur
und Kunst, Körperkultur und Sport, Gesund-
heitswesen sowie wissenschaftliche For-
schung müssen der proletarischen Politik die-
nen, müssen den Arbeitern, Bauern und Sol-
daten dienen und sind mit der produktiven
Arbeit zu verbinden....“ (Artikel 12).
— „Die Bürger haben das Recht auf Arbeit
und das Recht auf Bildung..(Artikel 27)9).
1975 hatten das Bildungswesen und die Wis-
senschaft der .proletarischen Politik zu die-
nen', ein Gebot, das sich auch in Artikel 13
der Verfassung von 1978 wiederfindet. In der
Verfassung von 1982 dagegen haben die
.Fachkräfte dem Sozialismus zu dienen' (Arti-
kel 23). Während mit der .Verbindung der
Fachleute mit den breiten Volksmassen' (Arti-
kel 12) 1978 noch die Massenlinie betont wird,
kommt in Artikel 20 der Verfassung von 1982
eine stärkere Leistungsorientierung zum Aus-
druck. Dort ist von ,der Auszeichnung und
Prämierung von Errungenschaften der wis-
senschaftlichen Forschung, technischen Ent-
deckungen und Erfindungen die Rede.

Die zentrale Weisung Mao Zedongs von 1957
„Unser Erziehungskurs muß gewährleisten,

daß jeder, der eine Ausbildung erhält, sich
moralisch, geistig und körperlich entwickelt
und zu einem gebildeten Werktätigen mit so-
zialistischem Bewußtsein wird"10) wurde 1978
(Artikel 13) weitgehend übernommen. Auch
in der Verfassung von 1982 wird in Artikel 46
von der .allseitigen Entwicklung — moralisch,
intellektuell und körperlich — der Jugendli-
chen und Kinder’ gesprochen. Hervorzuheben
ist, daß 1982 der ausdrückliche Verweis auf
die .Verbindung des Bildungswesens mit der
Produktionsarbeit' fehlt, ein Ziel, das pädago-
gische Theorie und Praxis während der Kul-
turrevolution kennzeichnete.
Auf das Recht und die Pflicht, eine Erziehung
zu erhalten bzw. anzunehmen, weist Artikel
46 der Verfassung von 1982 hin. Damit wurde
seit der Übernahme der Macht durch die
Kommunistische Partei Chinas im Jahre 1949
erstmals die Schulpflicht in die Verfassung
aufgenommen. Mit Artikel 19, demzufolge der
Staat Lehranstalten einrichtet, um die allge-
meine Grundschulpflicht zu verwirklichen,
wird der Erfüllung dieses Verfassungsauf-
trags Nachdruck verliehen. Im Vergleich dazu
war 1978 nur von der .schrittweisen Erhöhung
der Zahl der Lehranstalten und der Sorge für
die allgemeine Verbreitung von Bildung' (Ar-
tikel 51) die Rede.
Im Hinblick auf die Freiheit und Förderung
der Wissenschaft zeigen sich zwischen beiden
Verfassungen keine Unterschiede. Wird 1978
von der Förderung und Unterstützung schöp-
ferischer Tätigkeiten gesprochen, so erfolgt
1982 eine Eingrenzung auf solche Tätigkeiten,
die für die Interessen des Volkes nützlich
sind. Bei der Aufzählung der zu fördernden
Tätigkeitsbereiche wird 1982 die Technik auf-
genommen, weggelassen werden Presse-, Ver-
lags-, Gesundheitswesen und Sport

II. Der Aufbau
Das Erziehungswesen der Volksrepublik
China gliedert sich in Vorschule, Grundschu-
le, Mittelschule und Hochschule. Die Vor-
schule nimmt Kinder vom dritten Lebensjahr
an auf. Mit dem siebten Lebensjahr (teilweise
auch früher) beginnt die fünfjährige Grund-
schule (eine Ausweitung auf sechs Jahre ist
eingeleitet). Ihr schließt sich die fünfjährige*

des chinesischen Erziehungswesens
Mittelschule an, die sich aus einer dreijähri-
gen unteren und einer überwiegend zweijäh-
rigen oberen Mittelschule zusammensetzt.
Die Hochschulausbildung umfaßt zwei bis
fünf Jahre. Ihr kann sich ein Magister- und
darauf aufbauend ein Doktorandenstudium an
einer begrenzten Zahl von Hochschulen an-
schließen ).11

11) Um ein vertiefendes Nachlesen zu erleichtern,
wird nach Möglichkeit auf deutsche und englisch-



Um sich ein Bild darüber machen zu können,
welche Schüler- und Studentenmassen das
Bildungswesen der Volksrepublik China zu
bewältigen hat, werden nachfolgend die Bil-
dungsstatistiken für 1982 wiedergegeben.
Grundsätzlich ist dabei allerdings zu berück-
sichtigen, daß es bei diesen und den noch fol-
genden Statistiken weniger auf die exakten
und absoluten Werte ankommt, denn hinter
diesen verbergen sich, wie noch zu zeigen
sein wird, nicht selten qualitative Unterschie-
de. Aufschlußreich ist vielmehr, wenn die
Entwicklung der Statistiken dargestellt und
mit bildungspolitischen Entscheidungen in
Beziehung gesetzt wird; denn hier zeichnen
sich Entwicklungen oft markanter ab als aus
offiziellen Beschlüssen und Verlautbarungen
zu entnehmen ist.

Im Erziehungswesen der Volksrepublik China
befanden sich der Statistik zufolge 1982
knapp 200 Millionen Schüler. Damit besaß
China 1982 dreimal so viele Schüler wie die
Bundesrepublik Deutschland Einwohner (61
Millionen) hat. Allein die genannte Zahl von
11,1 Millionen Kindern in der Vorschule, die
von Kindern im dritten bis sechsten Lebens-
jahr besucht werden kann, offenbart indessen

bei genauer Betrachtung, daß damit nur 15%
dieser Altersstufe einen Platz in dieser Bil-
dungseinrichtung erhalten ). Denn trotz des
inzwischen eingetretenen Geburtenrück
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-
gangs leben in China etwa 80 Millionen Kin-
der dieser Altersstufe. Zwischen den bil-
dungspolitischen Verlautbarungen, wonach
der vorschulischen Erziehung größere Bedeu-
tung beigemessen werden soll, und deren tat-
sächlicher Realisierung wird damit eine große
Abweichung offenbar. Diese wird noch deutli-
cher, wenn man die Kinderzahlen der Vor-
schule im Zeitablauf verfolgt: Sie nahmen seit
1980 sogar geringfügig ab (1980: 11,5 Millio-
nen, 1981: 10,5 Millionen).
Auch bei den Schülerzahlen der Grundschu-
len werden Abweichungen ersichtlich. Bei
fünf Jahren Grundschule, Jahrgangsstärken
von 20 bis 25 Millionen und der Einschulung
von 93% der Kinder im Grundschulalter132)
sollte die Zahl der Grundschüler etwa 100 bis
125 Millionen betragen und damit eigentlich
kleiner ausfallen als in der aufgeführten Stati-
stik. Die Abweichung hat indessen folgende
Gründe:
— das noch im Aufbau befindliche flächen-
deckende Schulwesen (bis 1990 soll das
Recht auf eine Grundschulbildung eingelöst
sein ));14

— die Fortsetzung der Alphabetisierung der
gesamten Bevölkerung;
— die Nichtversetzung von Schülern, die da-
mit länger im System verweilen ).15

Diese Faktoren tragen dazu bei, daß auch Per-
sonen erstmalig (primär) eine Primär- bzw.
Grundschulbildung erhalten, die dem norma-
len Grundschulalter schon entwachsen sind.
Daraus erklärt sich die weitaus höhere Zahl
an Grundschülern als dies die Jahrgangsstär-
ken vermuten lassen.

III. Schwerpunkte der Bildungsreform
1. Grundschulbildung für alle

Neben dem beschleunigten Ausbau des
Hochschulwesens sowie der Reform der Se-
kundarschule gehört die landesweite Einlö-
sung des Rechts auf Grundschulbildung zu

den drei Prioritäten chinesischer Bildungspo-
litik ). Wie16 bereits dargelegt, bilden aus chi-
nesischer Sicht Wissenschaft und Technik
den Schlüssel für die Vier Modernisierungen.



Bildung ist dabei die Grundlage und die
Grundschulausbildung die Grundlage der
Grundlage ) .17

Welche enormen Aufgaben bei der Realisie-
rung der Grundschulbildung bisher bewältigt
wurden, kann folgenden Zahlen entnommen
werden: Seit 1952 hat sich die Zahl der Kin-
der im Grundschulalter fast verdoppelt, die
der eingeschulten Kinder gut verdreifacht.
Die Einschulungsquote stieg von 49,2% im
Jahr 1954 auf 94% im Jahr 1978. Im darauf fol-
genden Jahr fiel sie zwar geringfügig auf 93%
ab, blieb aber in den sich anschließenden drei
Jahren auf dieser Höhe ) (auf mögliche Ursa18 -
chen wird noch eingegangen). Die chinesische
Bildungspolitik erzielte hier einen Doppeler-
folg. Denn es gelang ihr nicht nur die Ein-
schulungsquote wesentlich zu erhöhen, son-
dern auch den Zuwachs der Jahrgangsstärken
im Grundschulalter zu bewältigen.
Die chinesische Primär- und Sekundarstufe
hat zwei bildungspolitische Zielvorgaben zu
erfüllen: die sich jeweils anschließenden Bil-
dungseinrichtungen mit qualifizierten Schü-
lern bzw. Studenten zu versorgen und qualifi-
zierte, d. h. des Lesens und Schreibens kun-
dige Arbeitskräfte heranzubilden ).19

Obwohl diese Ziele für alle chinesischen
Schulen gelten, erfolgt in China faktisch eine
Zweiteilung der Schulen in jene, die von der
Ausstattung, den finanziellen und personellen
Ressourcen her in der Lage sind, ihre Schüler
für die anschließenden Bildungseinrichtun-
gen zu qualifizieren, und in jene, die .lediglich'
qualifizierte Arbeitskräfte heranbilden. Diese
Arbeitsteilung' wird dadurch unterstützt, daß
die allgemeinbildenden Standards der ländli-
chen und städtischen Schulen erheblich von-
einander abweichen können, finanziell und
personell gut ausgestattete Schulen begabte
Kinder anderer Bezirke im allgemeinen nicht
aufnehmen, da sie für einen Bezirk errichtet
und von ihm auch finanziert werden und El-
tern nicht ohne weiteres in einen anderen
Schulbezirk umziehen können, um ihr Kind
auf eine .bessere Grundschule zu schik-
ken*).
Wirtschaftliche und geographische Unter-
schiede im Flächenstaat China (Industrialisie-

rungsgrad, Art der landwirtschaftlichen Pro-
duktion, Besiedelungsdichte etc.), das Prinzip,
wonach die Grundschulen vom Volk getragen
und vom Staat unterstützt werden sowie die
Empfehlung, die Schulausbildung auf die ört-
lichen Bedingungen und Erfordernisse abzu-
stimmen, können dazu führen, daß sich die
Schulen erheblich unterscheiden. Entspre-
chend gibt es Ganztagsschulen, Halbtags-
schulen, ,Halb-Studium-Halb-Arbeit-Schulen',
Freizeitschulen, Schulen mit Zwei-Schicht-
Betrieb, Grundschulen mit weniger als fünf
Jahrgangsstufen, mobile Schulen, Winter-
schulen, Schulen mit einem Lehrer für meh-
rere Jahrgangsstufen (Zwergschulen) usw. Die
Schulgebäude können sehr einfach, die Aus-
stattung bisweilen so bescheiden sein, daß
nicht einmal für alle Schüler Bänke und Ti-
sche vorhanden sind. Überwiegend herrscht
ein Mangel an qualifizierten Lehrern, denn
der Beruf des Lehrers und besonders der des
Lehrers auf dem Land besitzt in China keine
hohe Wertschätzung21).
In letzter Zeit ist beim Grundschulbesuch
eine Entwicklung festzustellen, welche die
Realisierung des Zieles der Grundschulbil-
dung für alle bis 1990 fraglich werden läßt.
Vor allem auf dem Lande hat chinesischen
Quellen zufolge der Schulbesuch abgenom-
men und der vorzeitige Schulabgang zuge-
nommen22). Für diese Entwicklung werden
als Hauptgründe genannt:
1. Die Bauern können oder wollen das Schul-
geld nicht bezahlen. Schulgeld mußte schon
immer bezahlt werden, woran auch die
Machtübernahme durch die KPCh nichts ge-
ändert hat. Auch Schulbücher, Lernmittel und
in der Schule eingenommene Mahlzeiten (so-
weit nicht von den .Arbeitseinheiten' über-
nommen oder bezuschußt) sind von den El-
tern zu tragen. Die mit dem Schulbesuch ver-
bundenen Kosten (bis zu 20% eines Fachar-
beiterlohnes) können damit das Familienbud-
get nicht unerheblich belasten.
2. Bauern nehmen ihre Kinder oft schon nach
drei Jahren aus der Schule, weil ihrer Ansicht
nach die Vermittlung von landwirtschaftli-
chem und technischem Wissen mangelhaft
ist
3. Aufgrund des neu eingeführten .Verant-
wortlichkeitssystems' in der Landwirtschaft
ist es für Bauern sehr verlockend, ihre Kinder
auf den privat bewirtschafteten Feldern ein-
zusetzen, statt sie zur Schule zu schicken.



4. Die Meinung, Mädchen benötigten keine
Schulbildung, ist auf dem Land nicht unge-
wöhnlich. Diese gehen daher häufiger von der
Schule ab als Jungen.
5. Die Bauern sind oft unsicher, ob die Schul-
bildung ein Mittel für den sozialen Aufstieg
ihrer Kinder darstellt ).23

3)

2. Das Verhältnis von allgemeiner und
beruflicher Bildung

In seiner programmatischen Rede auf der Na-
tionalen Konferenz für Erziehungsarbeit
(1978) hatte Deng eine „ausgewogene Ent-
wicklung der verschiedenen Schultypen aller
Ebenen und insbesondere den Zuwachs an
landwirtschaftlichen Mittelschulen, verschie-
denen Fachschulen und technischen Schu-
len )"24 gefordert.
Diese Forderung ist im Zusammenhang mit
der Sekundarschulpolitik vor und während
der Kulturrevolution zu sehen. Vor der Kul-
turrevolution (1966) verfügte China über ein
differenziertes Sekundarschulwesen. Die un-
tere Mittelschule war allgemeinbildend, da-
nach hatten die Schüler mehrere Wahlmög-
lichkeiten:
— die allgemeinbildende Mittelschule, die für
den Hochschuleingang vorbereitete;
— Fachmittelschulen, die Techniker, Buchhal-
ter, Verwalter, Krankenschwestern, Hebam-
men (= Technische Mittelschulen), Erziehe-
rinnen, Grundschullehrer und teilweise auch
Lehrer für die untere Mittelschule (= Päd-
agogische Mittelschule) ausbildeten;
— Technische Facharbeiterschulen für ge-
werblich-industrielle und handwerkliche -Be-
rufe;
— Berufliche (Mittel)-Schulen für begrenztere
Qualifikationen im Dienstleistungsbereich,
Textil- und Kunsthandwerk usw.;
— Landwirtschaftliche Mittelschulen für
technisch-administrative Tätigkeiten in der
landwirtschaftlichen Produktion ).25

Diese verschiedenen berufsbildenden Schu-
len konnten Vollzeit-Schulen aber auch
,Halb-Studium-Halb-Arbeit-Schulen' sein. Auf-
nahmekriterien waren damals Schulleistung,
Klassenherkunft und politische Überzeu-
gung.

Ein Jahr vor dem Ausbruch der Kulturrevolu-
tion besuchten 9,1 % der Sekundarschüler die
allgemeinbildende obere Mittelschule, 3,8%
eine Fachmittelschule und 31 % eine berufli-
che oder landwirtschaftliche Mittelschule. In
der Geschichte der Volksrepublik China war
damit der kleinste Schüleranteil in der allge-
meinbildenden oberen Mittelschule und der
höchste in beruflichen Schulen erreicht.
Mit dem Ausbruch der Kulturrevolution
schlossen die meisten Schulen, als die Schüler
sich widersprechenden (antagonistischen)
Fraktionen der Roten Garden anschlossen.
Nach der Wiedereröffnung der Schulen im
Jahre 1968 wurden die Aufnahmeprüfungen
für die Mittelschule und ihre Zweige sowie
die Hochschule abgeschafft. Die Sekundar-
bzw. Mittelschulausbildung wurde auf vier
Jahre verkürzt. Im Anschluß daran schloß
sich eine mindestens zweijährige praktische
Tätigkeit in Landwirtschaft oder Industrie an
(.Hinunter in die Dörfer, hinauf auf die Berge-
Kampagne, Landverschickung von Mittel-
schulabsolventen aus städtischen Siedlungs-
gebieten). Das bis dahin differenzierte Sekun-
darschulwesen wurde in ein .allgemeinbilden-
des' umgewandelt, um somit die Gleichheit in
der Schulausbildung zu gewährleisten. Eine
Folge dieser Maßnahmen war, daß die Zahl
der Sekundarschüler von 14,3 Millionen (1965)
auf 68,4 Millionen (1977) anschwoll. Von ih-
nen besuchten 99% den allgemeinbildenden
Zweig (Tabelle 2). Die Erhöhung des Drucks
auf das Hochschulwesen war die Folge. Ande-
rerseits fehlten Arbeitskräfte mit mittleren
technisch-administrativen Qualifikationen.
Diese Faktoren dürften zum Kurswechsel in
der Sekundarschulpolitik nach 1976 beigetra-
gen haben, der durch die Verringerung der
Schülerzahlen auf dieser Schulstufe und den
schrittweisen Ausbau der berufsbildenden
Zweige gekennzeichnet ist Er kommt in den
Bildungsstatistiken deutlich zum Ausdruck.
Wie Tabelle 2 zeigt, verringerte sich die Zahl
der Sekundarschüler von 68 Millionen (1977)
auf 46 Millionen (1983), also um 22 Millionen,
obwohl sich hier der Geburtenrückgang noch
nicht auswirken konnte. Noch einschneiden-
der war der Abbau der Schülerzahlen in der
allgemeinbildenden oberen Mittelschule um
etwa 12 Millionen (d. h. von 18 auf 6,28 Millio-
nen!) in sechs Jahren. Die Zahl der Schüler an
Fachmittelschulen und anderen beruflichen
Schulen erhöhte sich in dieser Zeit von
689 000 auf 2 368 Millionen. Das entsprach
1983 5,1 % der Schüler auf der Sekundarstufe.
Einer weiterhin rasch zunehmenden Zahl die-



ser Schüler dürften jedoch Grenzen gesetzt
sein. Zum einen sind die Ressourcen be-
grenzt, auch fehlen qualifizierte Lehrer. Zum
anderen wird die berufliche Bildung von der
Bevölkerung nicht allzu hoch eingeschätzt, da
sie den Besuch der Hochschule faktisch aus-
schließt26).

28) Beijing Rundschau, 14(1977) 46, S. f .11
2%) Ebd., S. 12.

diesjährigen Absolventen der oberen Mittel-
schule"28) melden. Sie mußten ein „relativ ho-
hes politisches Bewußtsein haben“, „bereit
sein, für die Revolution zu studieren", „körper-
lich gesund", nicht älter als 25 Jahre (Sprach-
studenten 23 Jahre) sein und „ein Bildungsni-
veau der oberen Mittelschule besitzen"29).

3. Die Einführung von Prüfungen
Die Wiedereinführung von Aufnahmeprüfun-
gen für die Sekundarstufe und ihre Zweige
sowie die Hochschulen ist ein weiteres Kenn-
zeichen des neuen bildungspolitischen Kur-
ses. Auf diese Weise verloren die während
der Kulturrevolution bedeutsamen Kriterien
wie Klassenherkunft (.Arbeiter — Bauern —
Soldaten — Studenten'), politisches Bewt-ßt-
sein, Produktionsarbeit an Bedeutung. Beson-
dere öffentliche Aufmerksamkeit erfuhren
dabei die ab 1977 wieder eingeführten natio-
nalen Hochschulaufnahmeprüfungen, auf die
Deng Xiaoping auf der ersten Nationalen
Wissenschaftskonferenz (1978) wie folgt ver-
wies: „Vor kurzem haben wir dank der Reform
der Hochschulaufnahmeprüfung viele fleißige
und begabte Jugendliche entdeckt. Ihre aus-
gezeichneten Leistungen machen uns wirk-
lich Freude.“27)
Zu diesen landeseinheitlichen Aufnahmeprü-
fungen konnten sich 1977 „alle jungen Arbei-
ter, Bauern (einschließlich Jugendlicher mit
Mittelschulbildung, die sich auf dem Land
niedergelassen haben), demobilisierte Solda-
ten, Partei- und Regierungskader und die

Im ersten Jahr bewarben sich 5,7 Millionen
Kandidaten um einen Studienplatz, von de-
nen 278 000 oder knapp 5% einen solchen er-
halten konnten. 1978 stieg die Zahl der Be-
werber gar auf 6 Millionen. In den darauf fol-
genden Jahren nahm die Zahl der Bewerber
hingegen kontinuierlich ab. Dies läßt zum ei-
nen auf die Befriedigung eines gewissen



Nachholbedarfs schließen. Der starke Rück-
gang ist zum anderen jedoch auch auf erneute
Änderungen im Zulassungsverfahren zurück-
zuführen. So werden seit 1980 auf Provinz-
ebene Vorauswahlen durchgeführt. Auf diese
Weise wurden 1980 etwa 1,2 Millionen und
1981 etwa 2,35 Millionen Bewerber im Voraus
abgewiesen. Rechnet man diese zu der Zahl
der Bewerber in Tabelle 3 hinzu, so beträgt
die Erfolgsquote etwa 6%. In den letzten Jah-
ren dürfte das Ansteigen der Erfolgsquote
ferner auf den erwähnten drastischen Abbau
der Schüler auf der oberen Mittelstufe zu-
rückzuführen sein.
Bei den landeseinheitlichen Hochschulauf-
nahmeprüfungen wird nach Natur- und Gei-
steswissenschaften unterschieden. Beiden
Prüfungsarten gemeinsam ist je eine Klausur
in Politik, in chinesischer Sprache, in Mathe-
matik und einer Fremdsprache abzulegen. In
den Gesellschaftswissenschaften wird zusätz-
lich je eine Klausur in Geschichte und Geo-
graphie verlangt, in den Naturwissenschaften
je eine Klausur in Physik, Chemie und Biolo-
gie. 1982 verteilten sich die zugelassenen Stu-
denten zu 70% auf Natur- und zu 30% auf
Gesellschaftswissenschaften.
Die Modalitäten der Aufnahmeprüfung wur-
den wiederholt geändert War usprünglich
eine nur mündliche30) Fremdsprachenprüfung
allein für Sprachstudenten notwendig, so
mußten später alle eine schriftliche Fremd-
sprachenprüfung ablegen. Deren Ergebnis
wurde bis 1980 mit 50%, von da an erstmals
voll berücksichtigt. Seit dem Studienjahr
1983/84 kann auch die Beurteilung der Mit-
telschule bei der Zulassungsentscheidung
einbezogen werden. Lehrer dieser Schulen
wurden daher aufgefordert, eine umfassende
Beurteilung der Bewerber, die auch über die
politisch-moralische Haltung Aufschluß
gibt31), zu erstellen.

4. Einrichtung von Schwerpunktschulen

Schwerpunktschulen und -hochschulen haben
in China eine Tradition, die bis in die Zeit vor
der Kulturrevolution reicht. Diese Bildungs-
einrichtungen erhielten überdurchschnittli-
che finanzielle, personelle und räumliche Zu-
weisungen. Auch nahmen sie nur die qualifi-
ziertesten Schüler auf. Folglich hatten die
Grund-, Mittel- und Hochschulen des Schwer-
punktsystems das höchste Ansehen. Kinder
von Intellektuellen und Kadern waren auf ih-

nen überrepräsentiert und die renommierte-
sten Hochschulen nahmen überwiegend Ab-
solventen dieser Schulen auf.
Im Zuge der Egalisierungspolitik während der
Kulturrevolution wurde das Schwerpunktsy-
stem 1966 abgeschafft Mit dem auf die Kul-
turrevolution folgenden Kurswechsel wurde
es jedoch ab 1978 wieder eingeführt Zu jener
Zeit waren der Ruf der Schule, ihre Einrich-
tung und Raumausstattung sowie die Qualität
der Lehrer die Kriterien, nach denen .norma-
le’ Bildungseinrichtungen zu Schwerpunkt-
schulen wurden. Es überrascht nicht, daß die
ersten 20 dem Erziehungsministerium direkt
unterstehenden Schwerpunktschulen auch
schon vor 1966 Schwerpunktschulen waren.
Mit ihrer Wiedereinführung brach zwischen
den Schulen ein heftiger Wettbewerb aus,
denn nur .erfolgreiche’ Schulen konnten den
Status einer Schwerpunktschule erhalten,
.nicht erfolgreichen’ konnte er aberkannt wer-
den. Erfolgskriterium war dabei das Ab-
schneiden der Absolventen bei den Aufnah-
meprüfungen. Zugleich bewirkte dieses Krite-
rium, daß innerhalb der Schulen Leistungs-
kurse eingerichtet wurden, in denen die für
.begabt' gehaltenen Schüler zusätzlich geför-
dert wurden. Ende 1979 gab es 5 200 Schwer-
punktmittelschulen mit 5,2 Millionen Schü-
lern sowie 96 Schwerpunkthochschulen von
insgesamt 675 Hochschulen32).
Neuerdings wird innerhalb des Schwerpunkt-
systems eine weitere Differenzierung vorge-
nommen. So wurden mit dem Hinweis, die
knappen finanziellen Mittel ließen keine
gleichmäßige Förderung aller Schwerpunkt-
hochschulen zu, zehn Hochschulen ausge-
wählt. Ihnen wurden insgesamt 100 Millionen
Yuan an zusätzlichen Mitteln bereitgestellt,
um Forschung und Ausbildung zu verbes-
sern 33).
Nach der Bekanntgabe dieser zehn Hoch-
schulen kam es nach Informationen der
Hongkonger Zeitung Ende Mai 1984 an der
renommierten Nanjing Schwerpunktuniversi-
tät zu Studentenunruhen, da diese nicht zum
Kreis der zehn ausgewählten Schwerpunkt-
hochschulen gehörte. Die Unruhen dauerten
drei Tage. Wandzeitungen — obwohl inzwi-
schen verboten — wurden auf dem Universi-
tätsgelände angebracht. Etwa 1 500 Studenten
beteiligten sich an einem Protestmarsch zum
Sitz der Provinzregierung. In China wurde
darüber offiziell nichts verlautbart, vermut-



lieh um ein übergreifen auf andere Hoch-
schulen zu vermeiden; doch konnte einer
Pressemitteilung, daß im September ein neuer
Universitätspräsident ernannt worden sei, ein
indirekter Hinweis auf die Unruhen entnom-
men werden. Der Protest soll von Studenten
im höheren Semester ausgegangen sein, die
durch diese Entscheidung negative Auswir-
kungen für ihre weitere berufliche Zukunft
befürchteten34).
In jüngster Zeit hat sich der Leistungswettbe-
werb auch innerhalb der Schwerpunkthoch-
schulen ausgeweitet. So sollen nach einem Er-
laß des Erziehungsministeriums für Studen-
ten, die ab 1982 das Studium aufnahmen, wäh-
rend der Winter- und Sommerferien keine
Stipendien mehr gezahlt werden. Die Lehrer-
universität Beijing, eine der beiden Schwer-
punktuniversitäten in der Lehrerbildung, ver-
wandte die so eingesparten Mittel für die
Auszeichnung der besten Studenten — Prote-
ste mit Wandzeitungen waren die Folge. An
der Quinghua-Universität kann jede Fakultät
50 herausragende Studenten auswählen.
Diese erhalten längere Ausleihfristen für Bü-
cher und jährlich 30 Yuan Büchergeld.
Weitere Hinweise für den Wettbewerb zwi-
schen den Schwerpunkthochschulen sind
jüngst berichtete Versuche, sich — teilweise
unter Umgehung von Zulassungsbestimmun-
gen — die qualifiziertesten Mittelschulabsol-
venten abzuwerben. So hat die renommierte
Fudan-Universität in Shanghai mit Schwer-
punktmittelschulen dieser Stadt direkt Ver-
bindung aufgenommen und auf diese Weise
200 von 216 ausgezeichneten Mittelschulab-
gängern für sich gewinnen können. Als Zulas-
sungskriterium diente dabei eine Kombina-
tion aus dem Ergebnis bei der landeseinheitli-
chen Hochschulaufnahmeprüfung und der
Schulempfehlung. Eine Schwerpunktuniversi-

tät in Ostchina lud aus mehreren Provinzen
100 Mittelschulabsolventen, die Schulempfeh-
lungen für Elitehochschulen wie die Quing-
hua-, die Fudan- oder die Beijing-Universität
hatten, vor den landeseinheitlichen Aufnah-
meprüfungen ein und ließ etwa 30 Studenten
ohne Aufnahmeprüfung zum Studium zu35).

In der Bevölkerung ist das Schwerpunktsy-
stem nach wie vor höchst umstritten. Als Bei-
spiel hierfür sowie zur Darstellung der einzel-
nen Kritikpunkte seien die kritischen Anmer-
kungen in der Guangming-Zeitung vom
6. September 1984 wiedergegeben, die berich-
tet, daß:
— gute Lehrer an die Schwerpunktschulen
versetzt werden, was zu Lehrermangel an den
.normalen' Schulen führt;
— der Graben zwischen Schwerpunktschu-
len und .normalen Schulen sich vertiefe; die
einseitige Ausrichtung auf die Hochschulauf-
nahmeprüfungen gehe zu Lasten der Schüler
auf der Unterstufe der Schwerpunktmittel-
schulen;
— die moralische und körperliche Seite der
Bildung zugunsten der Wissensvermittlung
vernachlässigt werde;
— der Abzug der besten Schüler von den
.normalen' Schulen sich negativ auf die Ein-
satzbereitschaft der Lehrer an diesen Schulen
auswirke;
— die Lernbereitschaft der .Normalschüler
nicht gefördert werde, da sie hinsichtlich ih-
res beruflichen Fortkommens keine großen
Hoffnungen mehr hätten;

— Spätentwicklern auf Schwerpunktschulen
keine Chance eingeräumt werde;
— in Schwerpunktschulen Drill herrsche. Die
Förderung der Problemlösungsfähigkeit da-
durch zu kurz komme ).36

IV. Zum Verhältnis von Erziehungswesen und Gesellschaft

1. Die Beziehung des Erziehungswesens
zum Produktions- und Beschäftigungssy-
stem

Aus seiner Beziehung zum Produktions- und
Beschäftigungssystem ergibt sich für das Er-
ziehungswesen die Aufgabe der Qualifizie-
rung. Da von den ökonomischen Indikatoren
her gesehen, so z. B. dem Pro-Kopf-Einkom-

men, China noch immer ein Entwicklungs-
land ist, bildet auch hier die Alphabetisierung
der gesamten Bevölkerung eine zentrale Di-
mension der Qualifikationsfunktion. In dieser
Hinsicht kann China durchaus Erfolge vor-
weisen. So sank auf dem Land die Analphabe-
tenquote von 80% (1949) auf 30% (1979). Nach
den Ergebnissen der neuesten Volkszählung
— Stichtag 1. September 1982 — betrug die



Rate der Analphabeten und Halbalphabeten
(Menschen im Alter von zwölf Jahren und
darüber, die nur wenig oder gar nicht lesen
und schreiben können) „lediglich" noch 23,5%
(= 235,5 Millionen)37).
Ein Problem stellen die Beschäftigten dar, die
während der Zeit der Kulturrevolution die
Schule durchlaufen haben. Sie machen etwa
50% der zur Zeit Beschäftigten aus. So sind
beispielsweise zwei Millionen der vier Millio-
nen Arbeiter Shanghais während der Kultur-
revolution in das Berufsleben eingetreten.
10% davon sind Analphabeten, 50% besuch-
ten die Grundschule, 40% die untere Mittel-
schule und 10% die obere Mittelschule. Dabei
ist zu berücksichtigen, daß der Bildungsstand
der während der Kulturrevolution Ausgebil-
deten niedriger ist, als vom Schulabschluß her
zu erwarten steht41)- Nach anderen Quellen
setzt sich der Bildungsstand der über 90 Mil-
lionen während der Kulturrevolution ausge-
bildeten Arbeiter und Angestellten wie folgt
zusammen: bei 70 bis 80% entspricht das Bil-
dungsniveau nicht dem Niveau der unteren
Mittelschule; von den 30 Millionen Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen haben 20 Mil-
lionen das Niveau eines Grundschulabschlus-
ses; die große Mehrzahl der Arbeiter und An-
gestellten hat keine berufliche Ausbildung
durchlaufen ).38

Um diese Qualifikationsdefizite nachträglich
abzubauen und in Zukunft nicht wieder ein-
treten zu lassen, wurden Maßnahmen einge-
leitet wie Schließungen ungenügend ausge-
statteter Schulen und die Entlassung nicht
ausreichend qualifizierter Lehrer (in der Pro-
vinz Hebei sollen 50 000 Lehrer davon betrof-
fen sein); die Einführung neuer nationaler
Schulbücher für die Gund- und Mittelschule
ab 1978; die Fort- und Weiterbildung von Leh-
rern; der Ausbau der Erwachsenenbildung
(1983:17,88 Millionen Teilnehmer) mit Abend-
schulen, Fernsehschulen und Fernsehuniver-
sitäten, Korrespondenzstudium usw.39).
Bei der qualitativen und quantitativen Ab-
stimmung des Erziehungswesens mit dem Be-
schäftigungssystem treten Schwierigkeiten
auf. Aufgrund der noch agrarisch ausgerichte-

ten Struktur Chinas wird der größte Teil der
Heranwachsenden von der Landwirtschaft ab-
sorbiert. Offen bleibt, ob damit Arbeitslosig-
keit nur versteckt wird.
Von Arbeitslosigkeit stark betroffen sind vor
allem die Schulabgänger in den Städten. Zum
einen ist der Ersatzbedarf für die aus dem
Erwerbsleben Ausscheidenden geringer als
die Zahl der Schulabgänger. Zum anderen
reicht die Zahl der neu geschaffenen Arbeits-
plätze nicht aus. Experten schätzen für 1979
etwa 20 Millionen arbeitslose Jugendliche
bzw. nach chinesischer Lesart ,auf Beschäfti-
gung Wartende' (daiye qingnian)40). So sollen
in Shanghai — einem industriellen Zentrum
Chinas — 85% der Sekundarschulabänger des
Jahres 1977 ,auf Beschäftigung gewartet' ha-
ben, 1978 seien es 72%, 1979 immerhin noch
61% gewesen. Die Wartezeit habe etwa zwei
Jahre betragen41). Einer neueren chinesi-
schen Meldung zufolge warteten Ende 1982 in
China 3,02 Millionen Menschen auf Ar-
beit ) .42

Erfolgte bislang die Arbeitsplatzzuteilung
zentral von staatlicher Seite, so wird davon in
den letzten Jahren mehr und mehr abgerückt
Betriebe bzw. Arbeitseinheiten können sich
direkt an Schulen und Hochschulen wenden
und ihnen als geeignet erscheinende Absol-
venten einstellen. Ebenso können sich Schü-
ler bei den Arbeitseinheiten bewerben. Auf
diese Weise sollen die in der Vergangenheit
aufgetretenen Fehlbesetzungen verringert
werden. Ein weiterer Grund für diese Rege-
lung dürfte darin zu sehen sein, daß der Staat
schrittweise von der bisherigen Arbeitsplatz-
garantie (.Eiserne Reisschüssel) für Hoch-
schulabsolventen abrücken will43).
Ein weiteres Problem besteht in dem Mißver-
hältnis zwischen Hochschul- und Fachmittel-
schulabsolventen. Von 1949 bis 1984 hat
China 4,11 Millionen Hochschulabsolventen
und 7,22 Millionen Fachmittelschulabsolven-
ten ausgebildet, was einem Verhältnis 1 :1,76
entspricht. Einem Bericht zufolge kommt in
manchen industriellen Betrieben ein Techni-
ker auf sieben bis neun Diplomingenieure.
Teure und hochqualifizierte Kräfte verrichten
damit Arbeiten, für die sie überqualifiziert
sind44).



Insofern ist die zuvor beschriebene Änderung
der Sekundarschulpolitik (Verstärkung der
beruflichen Bildung zu Lasten der allgemei-
nen) nur konsequent. Allerdings dürfte sich
das Mißverhältnis auf mittlere Frist kaum zu-
gunsten der Fachmittelschüler ändern, da
sich im Zuge des forcierten Ausbaus des
Hochschulwesens, der zu Lasten der anderen
Schulstufen ging, das Verhältnis der Zulas-
sungen zu Hochschulen bzw. Fachmittelschu-
len seit 1980 kontinuierlich verschlechtert
hat.
Um das Ungleichgewicht von Angebot und
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt abzubauen,
scheut sich die Führung neuerdings auch
nicht, systemfremde Wege einzuschlagen. So
werden seit 1979 Schulabsolventen ermun-
tert, in Städten kleine, eigene Unternehmun-
gen zu gründen. Waren 1978 in städtischen
Gebieten 150 000 Personen in Einzelbetrieben
tätig, so erhöhte sich diese Zahl 1982 auf
1,47 Millionen Personen. Von ihnen waren
90% im Dienstleistungssektor (Kleinhandel,
Garküchen, Kleider- und Schuhreparatur) tä-
tig, 10% gingen einer industriellen Tätig-
keit45) nach. In dieselbe Richtung verweist die
Meldung über die Gründung kollektiver Un-
ternehmungen mit eigenen Ersparnissen, de-
ren Anteilseigner damit unabhängig und für
Gewinn und Verlust verantwortlich sind46).

2. Die Beziehung des Erziehungswesens zur
Sozialstruktur

Offizielle Statistiken zu dem bildungspoli-
tisch brisanten Problem, ob und in welchem
Ausmaß die Schüler beim Durchlaufen des
Erziehungswesens ausgelesen und ob dabei
bestimmte Bevölkerungsgruppen benachtei-
ligt werden, sind leider nicht zugänglich. Al-
lerdings erlaubt das vorliegende Zahlenmate-
rial gewisse Rückschlüsse auf den Grad der
Auslese im chinesischen Erziehungswesen.
1983 waren 135,78 Millionen Schüler in der
Grundschule47), 37,68 Millionen auf der un-
teren und 8,65 Millionen auf der oberen Mit-
telschule. Werden für die Grundschule fünf
Jahre angesetzt, für die untere Mittelschule
drei, die obere Mittelschule zwei und wird
eine — in der Wirklichkeit sicher nicht gege-
bene — gleichmäßige Verteilung der Schüler
auf die Jahrgangsstufen angenommen, so er-
geben sich folgende Jahrgangsstärken:
Grundschule 27 Millionen, untere Mittel-

schule 12,5 Millionen, obere Mittelschule
4,3 Millionen. Ferner erhalten jährlich etwa
350 000 Jugendliche einen Studienplatz.
Daraus folgt, daß mehr als 50% der Absolven-
ten der Grundschule keinen Platz in der un-
teren Mittelstufe erhalten und damit allen-
falls fünf Jahre Grundschulausbildung erfah-
ren. Etwa ein Drittel kann von der unteren in
die obere Mittelschule übertreten. Etwa 9%
der Absolventen der oberen Mittelschule (frü-
here Absolventen nicht mitgerechnet und
ohne Differenzierung nach allgemein- und be-
rufsbildendem Zweig) haben eine Chance zu
studieren. Bezogen auf die Jahrgangsstärke
von etwa 20 Millionen verringert sich diese
Quote jedoch auf etwa 2%.
Diese Schätzungen, die auf eine starke Aus-
lese im chinesischen Erziehungswesen hin-
weisen, werden durch chinesische Meldun-
gen bestätigt und teilweise übertroffen. Ihnen
zufolge soll die Auslese schon auf der Primar-
stufe einsetzen. So besagt eine neuere Mittei-
lung (21. Oktober 1983), daß etwa 90% der
Kinder im grundschulpflichtigen Alter die
Grundschule besuchen. Jedoch bleiben nur
60% von ihnen mehrere Jahre auf der Grund-
schule und nur 30% schließen sie auch ab48).
Interessant ist in diesem Zusammenhang die
recht unterschiedliche Ausstattung der ein-
zelnen Schulstufen mit finanziellen Mitteln.
Eine Analyse der Weltbank kommt auf der
Grundlage des Zahlenmaterials von 1979 zu
dem Ergebnis, daß China im Vergleich zu den
am wenigstens entwickelten Ländern dem
Grundschulwesen''weit unter dem Durch-
schnitt Mittel zukommen ließ, beim Hoch-
schulwesen dagegen weit über dem Durch-
schnitt lag49). Eigene Analysen zeigen, daß
sich das Zahlenverhältnis Lehrer : Schüler
mit höherer Schulstufe verbessert. So kamen
1980 in der Primarstufe 27 Schüler auf einen
Lehrer, auf der Hochschule acht Studenten
auf einen Hochschullehrer50).
Zu dieser durch die Verteilung finanzieller
Mittel bedingten Ungleichheit treten andere
Ungleichheiten, die mit dem Schwerpunktsy-
stem Zusammenhängen, das mit der Vor-
schule beginnt. Bei gleicher Prüfungshürde ist
die Chance, sie erfolgreich zu meistern, für
einen Schüler des Schwerpunktsystems in der



Regel höher als für einen aus dem »normalen
Schulwesen. Auf diese Weise werden unglei-
che Chancen für den schulischen und den
späteren beruflichen Werdegang eines Her-
anwachsenden systembedingt erzeugt. Eine
weitere Quelle von Ungleichheit ergibt sich
durch das Stadt-Land-Gefälle. Dies wird von
chinesischer Seite auch nicht bestritten, un-
klar ist hingegen, welches Ausmaß dieses Ge-
fälle in quantitativer und qualitativer Hin-
sicht erreicht Ebenfalls beim Hochschulzu-
gang benachteiligt sind die nationalen Min-
derheiten (z. B. Mongolen, Uighuren, Tibeter),
die einen Anteil von 6,7% an der Gesamtbe-
völkerung haben. Obwohl Bewerber aus die-
sem Bevölkerungsteil weniger Prüfungs-
punkte benötigen als die übrigen Chinesen
(Han-Bewerber), ging ihr Anteil an den Stu-
dienplätzen von 1977 bis 1979 von 5,1% auf
4,2% zurück. Erst als 1980 die erforderliche
Punktzahl erneut gesenkt wurde, erhöhte sich
ihre Erfolgsquote bei den Hochschulaufnah-
meprüfungen auf 5,2% (1980) bzw. 5,4%
(1981) ).51

Gemäß den Verfassungen von 1978 (Arti-
kel )53 und 1982 (Artikel 48) sind Mann und
Frau gleichgestellt Nach chinesischen Stati-
stiken betrug 1980 der Anteil der Mädchen in
den Grundschulen 44,6%, an den technischen
Mittelschulen 35%, den pädagogischen Mit-
telschulen 26%, den allgemeinbildenden Mit-
telschulen fast 40 % und auf den Hochschulen
23,5%. Ähnliche Tendenzen sind bei den Leh-
rern für die verschiedenen Schulstufen fest-
zustellen52). Wie in vielen anderen Ländern
klaffen in dieser Beziehung auch in China
Verfassungsauftrag und Verfassungswirklich-
keit auseinander.
Am schwierigsten läßt sich die Frage nach
einer schichtspezifischen Benachteiligung be-
antworten, da offizielle Daten hierzu nicht zu-
gänglich sind. Ausgehend von einer Datenba-
sis, der Angaben des Büros für Hochschulbil-
dung in Guangzhou und der pädagogischen
Universität Shaanxi zugrunde liegen, spricht
Julia Kwong 1983 von einer nicht proportio-
nalen Zahl von Studenten aus Intellektuellen-
und Kaderfamilien. Das dabei verwendete
Schichtungsmodell ist jedoch unscharf, und
die Daten sind nicht repräsentativ53). Ohne

Angabe von Quellen berichtet der in Peking
niedergelassene Korrespondent der Süddeut-
schen Zeitung in einem neueren Beitrag, daß
etwa zwei Drittel der Kinder an Schwer-
punktschulen von Funktionären, Beamten,
Kleinunternehmern und früheren Repräsen-
tanten des Bürgertums stammen, hingegen
nur ein Drittel aus Arbeiterfamilien54).

3. Die Beziehung des Erziehungswesens
zum politischen System

Die Beziehung des Erziehungswesens zum
politischen System ist wegen ihrer Viel-
schichtigkeit sowie einer noch wenig entwik-
kelten empirischen Sozialforschung schwer
zu beschreiben. Diese Beziehung wurde bis
heute vor allem unter den Begriffen ,rof und
.fachkundig diskutiert.
Nach offiziellen Bekundungen wird am ober-
sten Erziehungsziel, dem .gebildeten Werktä-
tigen mit sozialistischem Bewußtsein, dem
.moralisch, intellektuell und physisch allseitig
Entwickelten oder am .Wissenschaftler und
Techniker, der politisch rot und fachkundig
ist’, nach wie vor festgehalten. Andererseits
wird Deng auch der Ausspruch „Ganz egal, ob
die Katze schwarz oder weiß ist, wenn sie
Mäuse fängt, ist sie eine gute Katze“ zuge-
schrieben. In dieselbe Richtung weisen auch
die folgenden Passagen seiner Rede auf der
ersten Nationalen Wissenschaftskonferenz
1978: „Vorausgesetzt, daß (die Wissenschaft-
ler) nicht gegen Partei und Sozialismus auftre-
ten, müssen wir... ihre Arbeit respektieren,
uns um ihr Fortkommen kümmern und ihnen
warmherzig helfen.“ Wissenschaftler und
Techniker sollen „mindestens fünf Sechstel
ihrer Zeit auf fachliche Arbeit verwenden“55)-
Derartige Aussagen auf höchster Ebene las-
sen vermuten, daß .röt’ und .fachkundig' im
Vergleich zur Kulturrevolution heute zumin-
dest eine andere Gewichtung erfahren. Nä-
here Aufschlüsse hierüber kann eine derzeit
in Arbeit befindliche Inhaltsanalyse der
neuen nationalen Schulbücher für chinesi-
sche Sprache der Grund- und Mittelschule
geben, deren vorläufiges Zwischenergebnis
nachfolgend wiedergegeben werden soll56).



Die detaillierten Analyseergebnisse der Stu-
die werden zu drei Kategorien zusammenge-
faßt: in Lesetexte oder Übungsteile, die vor-
rangig Informationen, politische Einstellun-
gen und allgemeine Verhaltensnormen an-
sprechen.
Da eine Analyse für die Bücher vor der Kul-
turrevolution schon vorliegt, welche diesel-
ben Kategorien verwendete, sind vorläufige
Tendenzaussagen möglich. Für die Grund-
schulbücher des Faches Chinesisch, das mit
knapp 40% der wöchentlichen Unterrichtszeit
die Grundschule prägt, ergab sich, bezogen
auf das erste Schuljahr, folgendes Bild:

Für die Lesetexte zeigt sich eine deutliche
(signifikante) Verschiebung zur informativen
Dimension, die ausschließlich auf Kosten der
politischen erfolgte. Für die Übungsteile der
Ausgaben ab 1976 (für die Bücher vor 1966
wurden die Übungsteile nicht analysiert) tritt
die informative Dimension mit einem Anteil
von 28% noch stärker hervor, dicht gefolgt
von der politischen Dimension mit 27 %, die in
den Lehrtexten mit 21 % einen kleineren An-
teil hatte. Verlierer sind die Verhaltensin-
halte mit 46%.
Wird berücksichtigt, daß aus lehrtheoreti-
scher Sicht in den Übungen deutlich gemacht
wird, was eigentlich gelernt werden soll,
scheint die Vermittlung politischer Werte
über die Aufgaben heute gezielter angegan-
gen zu werden. So wird beispielsweise in ei-
ner Lektion das Fest einer nationalen Min-
derheit beschrieben. Der Text besteht aus
fünf Abschnitten mit insgesamt 16 Zeilen.
Alle Abschnitte liefern Informationen über
Eigenheiten der Minorität. Ein Abschnitt, der
größte mit sechs Zeilen, liefert zusätzlich die
politische Information, daß die Regierung,

vertreten durch Regierungschef Zhou, und
diese Minderheit sich einander respektieren.
Nur diesen Abschnitt auswendig zu lernen,
wird mit einer Übungsaufgabe gefordert.
Auf eine nicht ganz problemlose Beziehung
des Erziehungswesens zum politischen Sy-
stem deuten andere Quellen und Analysen
hin57). Ihnen zufolge wird von einer Orientie-
rungslosigkeit der chinesischen Jugend ge-
sprochen, von einer Vertrauenskrise unter
den Jugendlichen, der geringen Bereitschaft,
sich im kommunistischen Jugendverband zu
engagieren, vom Zweifel der Jugendlichen am
Erfolg der Vier Modernisierungen. Folgt man
diesen Analysen, so erhalten die Forderungen
nach Verstärkung der ideologischen Erzie-
hung, wie sie auf derKonferenz über ideologi-
sche Erziehung 1981 erhoben wurden, so z. B.
die Einführung bzw. Erhöhung des Stunden-
anteils des Fachs Moralunterricht an allen
Grundschulen, einen völlig anderen Stellen-
wert.
In eine ähnliche Richtung dürften wohl die
1979 erlassenen vorläufigen Gebote für die
Grundschule weisen, denen 1982 die für die
Hoch- und Berufsschüler folgten (siehe Sei-
te 44). Mit ihnen wird wieder auf Normen, die
vor der Kulturrevolution Gültigkeit hatten,
zurückgegriffen. Grundlage dieser .Gebote'
bilden die .Fünf Lieben' (Vaterland, Volk, kör-
perliche Arbeit, Wissenschaft, öffentliches Ei-
gentum) und die .Drei Gut' (Gute Gesundheit,
gutes Lernen, gutes Arbeiten). Im Gebot, ,den
Zuweisungen von Stellen Folge zu leisten',
dürften sich die gegenwärtigen Probleme
beim Übergang von der Schule ins Beschäfti-
gungssystem niedergeschlagen haben.
Auf die Frage, ob die chinesische Bildungspo-
litik nun ,rot' oder .fachkundig' orientiert ist,
muß differenzierter geantwortet werden. Für
die überwiegende Zahl der Schüler außerhalb
des Schwerpunktsystems — also für die Mas-
senbildung — dürfte die Komponente .rot'
nach wie vor Gewicht haben und an Bedeu-
tung gewinnen. Für die erfolgreiche und
hauchdünne Minderheit des Schwerpunktsy-
stems — die Elitebildung — wird auch künf-
tig das .Fachliche' vorherrschen. Denn von
diesen Jugendlichen scheint für das politi-
sche System weniger Gefahr auszugehen. So
ergab eine Untersuchung in zehn Provinzen,
daß Schüler von Schwerpunktschulen moti-
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vierter sind, dem Staat zu dienen, eher bereit
sind, für die Vier Modernisierungen zu arbei-
ten und deutlich weniger .unklare Motivatio-
nen' haben als die Schüler des .normalen' Er-
ziehungswesens ).58

Offen bleibt jedoch, ob bei der starken Aus-
lese im chinesischen Erziehungswesen, der
damit verbundenen Benachteiligung be-
stimmter Bevölkerungsgruppen sowie der
qualitativen und quantitativen Abstimmungs-
probleme zwischen Erziehungs- und Beschäf-

tigungssystem, allein bildungspolitische Maß-
nahmen ausreichen, um die Doppelstrategie
.fachkundige' Elitebildung — verbunden mit
einem außerordentlich starken Wettbewerb,
der bis in das Schwerpunktsystem hineinge-
tragen wird (siehe Nanjing) — und ,rote‘ Mas-
senbildung auf Dauer durchzuhalten. Denn:
Einiges spricht für die These, daß die Kultur-
revolution gerade von den Schülern und Stu-
denten getragen und vorangetrieben wurde,
die sich beim damaligen Ausleseprozeß keine
allzu großen Hoffnungen auf ihre weitere
schulische und berufliche Zukunft machen
konnten.



Willy Kraus: Wirtschaftsreformen in der Volksrepublik China
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/85, S. 3—16

Auf dem 3. Plenum des XII. Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Chinas wurde
am 20. Oktober 1984 einstimmig der Beschluß über die „Reform des Wirtschaftssystems"
gefaßt Er bezieht sich hauptsächlich auf die globalen Aspekte der Wirtschaftspolitik
sowie auf die Industriewirtschaft Für diese Bereiche sind damit nach einer Phase vielge-
staltigen Experimentierens die ordnungspolitischen Weichen für die weitere, absehbare
Wirtschafts- und Sozialentwicklung gestellt worden. In der Landwirtschaft wurden bereits
ab Dezember 1978 im Anschluß an das 3. Plenum des XI. Zentralkomitees tiefgreifende
Reformen eingeleitet und in den nachfolgenden Jahren auch in weitem Umfang verwirk-
licht
Versucht man, das umfangreiche Dokument vom 20. Oktober 1984 auf einen kurzen Nen-
ner zu bringen, so sind wohl folgende Sachverhalte beachtenswert:
1. Es wird prinzipiell eine Funktionstrennung zwischen staatlicher Verwaltung und be-
trieblicher Leitung angestrebt
2. Dem Betriebsleiter wird eine starke Stellung eingeräumt Betriebe sollen nicht mehr
wie Marionetten an den Steuerungsfäden der zentralen Planung hängen.
3. Im chinesischen Planungssystem nimmt neben der Befehlsplanung die indikative Pla-
nung einen wichtigen Platz ein. Die Befehlsplanung soll schrittweise angemessen verrin-
gert die Indikativplanung entsprechend erweitert werden.
4. Möglichst viel soll dem Marktmechanismus überlassen werden.
5. Privatbetriebe werden ausdrücklich neben den Staats- und Kollektivbetrieben aner-
kannt.
6. Die gesamte Preisstruktur soll unter Berücksichtigung der Angebots- und Nachfrage-
verhältnisse entzerrt und bereinigt werden.
7. Wissenschaft und moderne Technologie sollen eine entscheidende Rolle bei der Mo-
dernisierung der chinesischen Wirtschaft spielen.
Chinas Reformprogramm ist zu einem Ereignis von historischer Dimension geworden.
Greifbare Erfolge haben denn auch nicht lange auf sich warten lassen.

Thomas Scharping: Demographische Entwicklung und Bevölkerungspolitik
in der Volksrepublik China
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/85, S. 17—29

Die chinesische Volkszählung von 1982 und zahlreiche demographische Veröffentlichun-
gen aus jüngster Zeit haben neue Erkenntnisse über Chinas Bevölkerungsentwicklung
seit Anfang der fünfziger Jahre geliefert. An bemerkenswerten Befunden sind zu nennen:
die frühere Unterschätzung der Bevölkerungszahl um rund 100 Mio, das andauernde
Regionalgefälle innerhalb des Landes, die 20 Jahre lang gebremste und jetzt wieder
zunehmende Urbanisierung, hohe Bevölkerungsverluste im Großen Sprung von 1958 bis
1961, niedrige Zuwachsraten seit den siebziger Jahren, Umsetzungsprobleme bei der
Geburtenkontrolle seit 1979.
Die bisherigen bevölkerungspolitischen Erfolge genügen nicht, um Bevölkerungszahlen
auszuschließen, die die chinesische Zielprojektion im Jahre 2020 um rund 250 Mio. Men-
schen übertreffen. Diese Unsicherheit ist ursächlich auf die schwankende Bevölkerungs-
politik der vergangenen Jahrzehnte sowie auf die Auswirkungen kultureller, historischer
und ideologischer Störfaktoren zurückzuführen. Die verschiedenen Methoden der Gebur-
tenverhütung wurden erst in den siebziger Jahren konsequent angewandt und seit 1979
um ökonomische Hebel erweitert. An künftigen Fragen der Bevölkerungspolitik zeichnen
sich andauernde demographische Strukturprobleme, zunehmende Akzeptanzschwierig-
keiten, ordnungspolitische Zielkonflikte sowie die sozialpolitischen und kulturellen Kon-
sequenzen der seit 1979 durchgesetzten Ein-Kind-Ehe ab.



Gerald A. Straka: Bildungspolitik in der Volksrepublik China. Von rot" zu
.fachkundig'?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/85, S. 31—45

Nach dem Tode Maos und dem Sturz der .Viererbande' 1976 wurde in der Volksrepublik
China ein politischer Kurswechsel eingeleitet. Bis Ende dieses Jahrhunderts sollen Land-
wirtschaft, Industrie, Landesverteidigung sowie Wissenschaft und Technik modernisiert
werden (= Vier Modernisierungen). Bildung und Erziehung werden dabei als eine wich-
tige Grundlage für die Realisierung dieses Vorhabens angesehen.
Ein Vergleich der Bildung, Erziehung und Wissenschaft betreffenden Artikel der Verfas-
sungen von 1975, 1978 und 1982 zeigt, daß diesen gesellschaftlichen Bereichen heute grö-
ßere Bedeutung eingeräumt wird. Es schließt sich eine kurze Beschreibung des chinesi-
schen Erziehungswesens an sowie eine Wiedergabe und Analyse chinesischer Bildungs-
statistiken. Hier offenbaren sich Abweichungen zwischen politischem Anspruch und
gesellschaftlicher Wirklichkeit
Schwerpunkte der chinesischen Bildungspolitik ab 1946 werden herausgearbeitet und kri-
tisch analysiert. Diese sind: Grundschulbildung für alle bis 1990, deren Realisierung aller-
dings bis zu diesem Zeitpunkt fraglich erscheint Die Neuorientierung der Sekundarschul-
Politik, die zu einer einschneidenden Verringerung der Schülerzahlen und zu einer stär-
keren Berücksichtigung der berufsbildenden Schulzweige führte. Die Wiedereinführung
von Prüfungen sowie von Schwerpunktschulen und -hochschulen.
Die abschließende Analyse von Beziehungen des chinesischen Erziehungswesens zu
gesellschaftlichen Teilbereichen verweist auf qualitative und quantitative Abstimmungs-
probleme mit dem Produktions- und Beschäftigungssystem, auf eine hohe Auslese, durch
die bestimmte gesellschaftliche Gruppen wie Frauen und Landbewohner benachteiligt
sind, und auf eine nicht ganz problemlose Beziehung zum politischen System.
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